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Sehr geehrte Aktionarin, sehr geehrter Aktionar,

unsere ordentliche Hauptversammlung, zu der wir Sie hiermit einladen, findet statt am

Donnerstag, den 4. September 2014, 10.00 Uhr,

in 40474 Dusseldorf, CCD. Stadthalle, Congress-Center Dusseldorf, Rotterdamer Stral3e.

Tagesordnung

Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses, des gebilligten Konzernab-
schlusses und des zusammengefassten Lageberichts fiir die IKB Deutsche
Industriebank Aktiengesellschaft und den Konzern fiir das Geschaftsjahr
2013/2014 sowie des Berichts des Aufsichtsrats

Die vorstehend genannten Unterlagen liegen von der Einberufung der Hauptversammiung
an in den Geschaftsraumen der Gesellschaft zur Einsicht der Aktionare aus und sind Uber-
dies auf der Internetseite der Gesellschaft unter

http://www.ikb.de/investor-relations/finanzberichte

zuganglich. Auf Verlangen wird jedem Aktionar unverziglich eine Abschrift erteilt. Die
Unterlagen werden auch in der Hauptversammlung ausliegen. Eine Beschlussfassung zu
Tagesordnungspunkt 1 ist nicht vorgesehen. Die Vorlage der genannten Unterlagen ist
nach geltendem Recht ein rein informatorischer Pflichtbestandteil der Tagesordnung einer
ordentlichen Hauptversammlung.

Entlastung der Mitglieder des Vorstands

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Vorstands fir das Geschéafts-
jahr 2013/2014 Entlastung zu erteilen.

Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichtsrats fur das
Geschéftsjahr 2013/2014 Entlastung zu erteilen.




Wahl des Abschlusspriifers
Auf Empfehlung seines Risiko- und Prifungsausschusses schlagt der Aufsichtsrat vor,

(a) die PricewaterhouseCoopers Aktiengesellschaft Wirtschaftspriifungsgesellschaft,
Dusseldorf, zum Abschlussprifer und zum Konzernabschlussprifer fir das
Geschaftsjahr 2014/2015 zu wahlen,

(b) die PricewaterhouseCoopers Aktiengesellschaft Wirtschaftspriifungsgesellschaft,
Dusseldorf, zum Abschlussprifer fir eine etwaige priferische Durchsicht oder eine
etwaige Prifung des Zwischenabschlusses bzw. Konzernzwischenabschlusses
und des Zwischenlageberichts bzw. Konzernzwischenlageberichts fir das erste
Halbjahr des Geschéftsjahres 2014/2015 zu wahlen,

(c) die PricewaterhouseCoopers Aktiengesellschaft Wirtschaftspriifungsgesellschaft,
Dusseldorf, zum Abschlussprifer fir etwaige priferische Durchsichten oder etwai-
ge Prifungen aller weiteren Zwischenabschliisse bzw. Konzernzwischenabschliis-
se und Zwischenlageberichte bzw. Konzernzwischenlageberichte, die vor der
ordentlichen Hauptversammlung des Jahres 2015 aufgestellt werden, zu wahlen.

Wahlen zum Aufsichtsrat

Der Aufsichtsrat setzt sich gemaR § 96 Abs. 1, § 101 Abs. 1 AktG, §§ 1, 4 Abs. 1 DrittelbG
und gemaR § 8 Abs. 1 der Satzung der IKB Deutsche Industriebank Aktiengesellschaft aus
acht von der Hauptversammlung und vier von den Arbeitnehmern zu wahlenden Mitglie-
dern zusammen. Die Hauptversammlung ist an Wahlvorschlage nicht gebunden.

Auf Vorschlag seines Nominierungsausschusses schlagt der Aufsichtsrat vor,

(a) Herrn Stefan A. Baustert, Unternehmensberater, wohnhaft in Krefeld, dessen
Amtszeit mit Ablauf dieser Hauptversammlung endet, fir die Zeit bis zur Beendi-
gung der Hauptversammlung, die uber die Entlastung der Mitglieder des Aufsichts-
rats fir das Geschéaftsjahr 2016/2017 beschlief3t, erneut in den Aufsichtsrat zu
wahlen,

(b) Herrn Arndt G. Kirchhoff, Geschaftsfihrender Gesellschafter und CEO der
KIRCHHOFF Holding GmbH & Co. KG, wohnhaft in Attendorn, dessen Amtszeit mit
Ablauf dieser Hauptversammlung endet, fir die Zeit bis zur Beendigung der
Hauptversammlung, die Uber die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats fir
das Geschaftsjahr 2016/2017 beschlief3t, erneut in den Aufsichtsrat zu wahlen,

(c) Herrn Bruno Scherrer, Senior Advisor der Lone Star Funds, wohnhaft in London,
Vereinigtes Konigreich, dessen Amtszeit mit Ablauf dieser Hauptversammlung
endet, fir die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die tber die Entlas-
tung der Mitglieder des Aufsichtsrats fir das Geschaftsjahr 2016/2017 beschliel3t,
erneut in den Aufsichtsrat zu wahlen.

Es ist vorgesehen, Uber die Wahlvorschlage im Wege der Einzelwahl abstimmen zu las-
sen. Herr Bruno Scherrer ist als Kandidat fir den Aufsichtsratsvorsitz vorgesehen.




Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2014 mit Ermachtigung zum
Ausschluss des Bezugsrechts sowie entsprechende Satzungsanderung

Gemal § 5 Abs. 4 der Satzung ist der Vorstand erméchtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats bis zum 4. September 2018 das Grundkapital der Gesellschaft durch ein- oder mehr-
malige Ausgabe von neuen, auf den Inhaber lautenden Stlickaktien gegen Bar- und/oder
Sacheinlagen um insgesamt bis zu 560.000.000,00 Euro zu erhéhen (Genehmigtes Kapital
2013).

Uberdies hatte die auRerordentliche Hauptversammlung vom 25. Marz 2009 beschlossen,
den Vorstand zu erméchtigen, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats bis zum 24.Marz 2014 einmalig oder mehrmalig um bis zu insgesamt
247.499.996,16 Euro gegen Bar- und/oder Sacheinlagen durch Ausgabe von bis zu
96.679.686 neuen, auf den Inhaber lautenden Stlickaktien zu erhéhen (Genehmigtes Kapi-
tal 2009). Dieser Beschluss der Hauptversammlung wurde jedoch von Aktionaren ange-
fochten und die entsprechende Satzungsanderung daher nicht in das Handelsregister ein-
getragen. Inzwischen ist die Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2009 abgelaufen, ohne
dass die Erméchtigung jemals wirksam geworden ware.

Um dem Vorstand auch kiinftig ausreichende Flexibilitat fir die Finanzierung des Wachs-
tums der Gesellschaft zu geben, soll zusatzlich zu dem bestehenden Genehmigten Kapital
2013 ein neues Genehmigtes Kapital 2014 in Hohe von bis zu 250.732.700,16 Euro
geschaffen werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschlieRen:

(@) Der Vorstand wird ermachtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 3. Sep-
tember 2019 das Grundkapital der Gesellschaft durch ein- oder mehrmalige Aus-
gabe von neuen, auf den Inhaber lautenden Stlckaktien gegen Bar- und/oder
Sacheinlagen um insgesamt bis zu 250.732.700,16 Euro zu erhéhen (Genehmig-
tes Kapital 2014). Die Zahl der Aktien muss sich in demselben Verhaltnis wie das
Grundkapital erhéhen. Den Aktionaren ist grundsatzlich ein Bezugsrecht einzu-
rdumen; das Bezugsrecht kann auch in der Weise eingerdumt werden, dass neue
Aktien von einem Kreditinstitut oder einem nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b
Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tatigen Unternehmen (Finanzinstitut) oder einem
Konsortium solcher Kredit- bzw. Finanzinstitute mit der Verpflichtung Gbernommen
werden, sie den Aktionaren der Gesellschaft zum Bezug anzubieten.

Der Vorstand wird jedoch ermachtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das
gesetzliche Bezugsrecht der Aktionare in folgenden Fallen auszuschlief3en:

- zum Ausgleich von Spitzenbetragen;

- bei einer Kapitalerhbhung gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabebetrag
den Bdrsenpreis der bereits vorhandenen Aktien zum Zeitpunkt der endgul-
tigen Festlegung des Ausgabebetrags durch den Vorstand nicht wesentlich
unterschreitet und der anteilige Betrag der unter Ausschluss des Bezugs-
rechts ausgegebenen Aktien insgesamt 10% des Grundkapitals nicht tber-
schreitet, und zwar weder im Zeitpunkt der Beschlussfassung Uber diese
Ermachtigung noch im Zeitpunkt ihrer Ausnutzung. Sofern wahrend der
Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2014 bis zu seiner Ausnutzung von
anderen Ermachtigungen zur Ausgabe oder zur VerduRerung von Aktien
der Gesellschaft oder zur Ausgabe von Rechten, die den Bezug von Aktien




der Gesellschaft ermdglichen oder zu ihm verpflichten, Gebrauch gemacht
und dabei das Bezugsrecht gemaf oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4
AktG ausgeschlossen wird, ist dies auf die vorstehend genannte
10%-Grenze anzurechnen;

- soweit es erforderlich ist, um den Inhabern der von der IKB Deutsche
Industriebank Aktiengesellschaft oder ihren unmittelbaren oder mittelbaren
100%-igen Beteiligungsgesellschaften ausgegebenen oder kiinftig auszu-
gebenden Wandelschuldverschreibungen, Wandelgenussscheinen oder
Optionsscheinen ein Bezugsrecht auf neue Aktien einzurdumen, wie es
ihnen nach Ausiibung des Wandlungs- und Optionsrechts bzw. nach Erfiil-
lung der Wandlungspflicht zustehen wiirde;

- bei einer Kapitalerhbhung gegen Sacheinlagen zum Erwerb eines Unter-
nehmens, von Teilen eines Unternehmens oder einer Beteiligung an einem
Unternehmen.

Der Vorstand wird ermachtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Ein-
zelheiten der Durchfiihrung von Kapitalerhdhungen aus dem Genehmigten Kapital
2014 festzulegen.

Am Ende von § 5 der Satzung wird ein neuer Abs. 9 mit folgendem Wortlaut einge-
fugt:

,Der Vorstand ist ermachtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 3. Sep-
tember 2019 das Grundkapital der Gesellschaft durch ein- oder mehrmalige Aus-
gabe von neuen, auf den Inhaber lautenden Stlckaktien gegen Bar- und/oder
Sacheinlagen um insgesamt bis zu 250.732.700,16 Euro zu erhéhen (Genehmig-
tes Kapital 2014). Die Zahl der Aktien muss sich in demselben Verhaltnis wie das
Grundkapital erhdhen. Den Aktionaren ist grundsatzlich ein Bezugsrecht einzu-
rdumen; das Bezugsrecht kann auch in der Weise eingerdumt werden, dass neue
Aktien von einem Kreditinstitut oder einem nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b
Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tatigen Unternehmen (Finanzinstitut) oder einem
Konsortium solcher Kredit- bzw. Finanzinstitute mit der Verpflichtung Gbernommen
werden, sie den Aktionaren der Gesellschaft zum Bezug anzubieten.

Der Vorstand ist jedoch ermachtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzli-
che Bezugsrecht der Aktionare in folgenden Fallen auszuschlieRen:

- zum Ausgleich von Spitzenbetragen;

- bei einer Kapitalerhhung gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabebetrag
den Bdrsenpreis der bereits vorhandenen Aktien zum Zeitpunkt der endgul-
tigen Festlegung des Ausgabebetrags durch den Vorstand nicht wesentlich
unterschreitet und der anteilige Betrag der unter Ausschluss des Bezugs-
rechts ausgegebenen Aktien insgesamt 10% des Grundkapitals nicht tiber-
schreitet, und zwar weder im Zeitpunkt der Beschlussfassung Uber diese
Ermachtigung noch im Zeitpunkt ihrer Ausnutzung. Sofern wahrend der
Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2014 bis zu seiner Ausnutzung von
anderen Ermachtigungen zur Ausgabe oder zur VerduRerung von Aktien
der Gesellschaft oder zur Ausgabe von Rechten, die den Bezug von Aktien
der Gesellschaft ermdglichen oder zu ihm verpflichten, Gebrauch gemacht
und dabei das Bezugsrecht gemaf oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4




AktG ausgeschlossen wird, ist dies auf die vorstehend genannte
10%-Grenze anzurechnen;

- soweit es erforderlich ist, um den Inhabern der von der IKB Deutsche
Industriebank Aktiengesellschaft oder ihren unmittelbaren oder mittelbaren
100%-igen Beteiligungsgesellschaften ausgegebenen oder kiinftig auszu-
gebenden Wandelschuldverschreibungen, Wandelgenussscheinen oder
Optionsscheinen ein Bezugsrecht auf neue Aktien einzurdumen, wie es
ihnen nach Ausiibung des Wandlungs- und Optionsrechts bzw. nach Erfiil-
lung der Wandlungspflicht zustehen wiirde;

- bei einer Kapitalerhbhung gegen Sacheinlagen zum Erwerb eines Unter-
nehmens, von Teilen eines Unternehmens oder einer Beteiligung an einem
Unternehmen.

Der Vorstand ist erméachtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzel-
heiten der Durchfiihrung von Kapitalerhdhungen aus dem Genehmigten Kapital
2014 festzulegen.”

Ermachtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschrei-
bungen und zum Ausschluss des Bezugsrechts sowie Schaffung eines
bedingten Kapitals mit entsprechender Satzungsanderung

Durch Beschluss der Hauptversammlung vom 26. August 2010 wurde der Vorstand
ermachtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 25. August 2015 einmalig oder
mehrmals auf den Inhaber lautende Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen zu
begeben und den Inhabern Wandlungs- bzw. Optionsrechte zum Bezug von bis zu
74.874.422 Aktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von
insgesamt bis zu 191.678.520,32 Euro zu gewahren. In diesem Zusammenhang wurde
das Grundkapital der Gesellschaft um bis zu 191.678.520,32 Euro durch Ausgabe von bis
zu 74.874.422 neuen Aktien mit Gewinnberechtigung ab Beginn des Geschéftsjahres ihrer
Ausgabe bedingt erhéht (Bedingtes Kapital 2010).

Uberdies hatte die auRerordentliche Hauptversammlung vom 25. Marz 2009 beschlossen,
den Vorstand zu erméachtigen, bis zum 24. Marz 2014 einmalig oder mehrmals auf den In-
haber lautende Genussscheine bzw. Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen zu
begeben und den Inhabern Wandlungs- bzw. Optionsrechte zum Bezug von Aktien der
Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital von bis zu nominal
618.749.990,40 Euro zu gewahren. In diesem Zusammenhang wurde aullerdem
beschlossen, das Grundkapital der Gesellschaft um bis zu 618.749.990,40 Euro durch
Ausgabe von bis zu 241.699.215 neuen Aktien mit Gewinnberechtigung ab Beginn des
Geschaftsjahres ihrer Ausgabe bedingt zu erhdhen (Bedingtes Kapital 2009). Dieser
Beschluss der Hauptversammlung wurde jedoch von Aktionaren angefochten und die ent-
sprechende Satzungsanderung daher nicht in das Handelsregister eingetragen. Inzwi-
schen ist die Laufzeit der Ermachtigung vom 25. Marz 2009 abgelaufen.

Um dem Vorstand auch kiinftig ausreichende Flexibilitat fir die Finanzierung des Wachs-
tums der Gesellschaft zu geben, sollen zusatzlich zu der bestehenden Erméachtigung vom
26. August 2010 und dem damit verbundenen Bedingten Kapital 2010 eine neue Erméch-
tigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und ein ent-
sprechendes Bedingtes Kapital 2014 in Hohe von bis zu 619.054.179,84 Euro geschaffen
werden.




Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschlieRen:

(@)

Der Vorstand wird ermachtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum
3. September 2019 einmalig oder mehrmals, auch gleichzeitig in verschiedenen
Tranchen auf den Inhaber lautende Options- und/oder Wandelschuldverschreibun-
gen bzw. Kombinationen dieser Instrumente (nachfolgend zusammenfassend:
»Schuldverschreibungen®) im Gesamtnennbetrag von bis zu 2.500.000.000,00 Eu-
ro mit oder ohne Laufzeitbegrenzung zu begeben und den Inhabern von Schuld-
verschreibungen Options- oder Wandlungsrechte auf insgesamt bis zu
241.818.039 neue, auf den Inhaber lautenden Stlckaktien mit einem anteiligen
Betrag am Grundkapital von bis zu 619.054.179,84 Euro nach naherer Maligabe
der jeweiligen Bedingungen der Schuldverschreibungen (nachfolgend: ,Anleihebe-
dingungen®) zu gewahren. Die jeweiligen Anleihebedingungen kdnnen auch
Pflichtwandlungen zum Ende der Laufzeit oder zu anderen Zeitpunkten vorsehen,
einschliefdlich der Verpflichtung zur Austibung des Options- bzw. Wandlungsrechts.
Die Schuldverschreibungen kénnen gegen Barleistung und/oder gegen Sachleis-
tung ausgegeben werden.

Die Schuldverschreibungen kénnen auch durch Gesellschaften mit Sitz im In- und
Ausland begeben werden, an denen die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar mit
Mehrheit beteiligt ist (nachstehend: ,Konzerngesellschaften®). Fir den Fall der
Begebung Uber eine Konzerngesellschaft wird der Vorstand ermachtigt, mit
Zustimmung des Aufsichtsrats fiir die Gesellschaft die Garantie fur die Schuldver-
schreibungen zu Ubernehmen und den Inhabern von Optionsschuldverschreibun-
gen Optionsrechte bzw. den Inhabern von Wandelschuldverschreibungen Wand-
lungsrechte auf Aktien der Gesellschaft zu gewahren sowie weitere fir eine erfolg-
reiche Ausgabe erforderliche Erklarungen abzugeben sowie Handlungen vorzu-
nehmen.

Im Falle der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder Options-
schuldverschreibung ein oder mehrere Optionsscheine beigefiigt, die den Inhaber
nach naherer Mallgabe der vom Vorstand festzulegenden Anleihebedingungen
zum Bezug von Aktien der Gesellschaft berechtigen. Fir durch die Gesellschaft
begebene Optionsschuldverschreibungen kdnnen die Anleihebedingungen vorse-
hen, dass der nach Mafigabe dieser Ermachtigung festgelegte Optionspreis auch
durch Ubertragung von Teiloptionsschuldverschreibungen und gegebenenfalls eine
bare Zuzahlung erfillt werden kann. Der anteilige Betrag des Grundkapitals, der
auf die je Teiloptionsschuldverschreibung zu beziehenden Aktien entfallt, darf den
Nennbetrag dieser Teiloptionsschuldverschreibung nicht ibersteigen. Soweit sich
Bruchteile von Aktien ergeben, kann vorgesehen werden, dass diese Bruchteile
nach Mafligabe der Anleihebedingungen, gegebenenfalls gegen Zuzahlung, zum
Bezug ganzer Aktien aufaddiert werden.

Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhalten die Inhaber der
Wandelschuldverschreibungen das Recht bzw., sofern eine Wandlungspflicht vor-
gesehen ist, Ubernehmen sie die Pflicht, ihre Wandelschuldverschreibungen nach
naherer MaRgabe der Anleihebedingungen in Aktien der Gesellschaft umzutau-
schen. Das Umtauschverhaltnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrags bzw.,
sofern der Ausgabebetrag unter dem Nennbetrag liegt, des Ausgabebetrags einer
Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis fiir eine Aktie der
Gesellschaft. Das Umtauschverhaltnis kann in jedem Fall auf eine ganze Zahl auf-




oder abgerundet werden. Im Ubrigen kann vorgesehen werden, dass Spitzen
zusammengelegt und/oder in Geld ausgeglichen werden; ferner kann die Leistung
einer baren Zuzahlung vorgesehen werden. In den Anleihebedingungen kann
aulerdem bestimmt werden, dass das Umtauschverhaltnis variabel und der Wand-
lungspreis anhand kiinftiger Borsenkurse innerhalb einer bestimmten Bandbreite
zu ermitteln ist.

Der jeweils festzusetzende Options- oder Wandlungspreis muss unbeschadet § 9
Abs. 1 und § 199 AktG mindestens 80% des volumengewichteten durchschnittli-
chen Borsenkurses der Aktien der Gesellschaft im Freiverkehr an der Frankfurter
Wertpapierborse am Tag der Festsetzung der Konditionen der Schuldverschrei-
bungen zwischen Handelsbeginn und dem Zeitpunkt der endgiltigen Festlegung
der Konditionen betragen.

Der Options- bzw. Wandlungspreis kann unbeschadet von § 9 Abs. 1 AktG auf-
grund einer Verwasserungsschutzklausel nach naherer Bestimmung der Anlei-
hebedingungen wertwahrend angepasst werden, wenn die Gesellschaft bis zum
Ablauf der Options- bzw. Wandlungsfrist unter Einrdumung eines Bezugsrechts
an ihre Aktionare das Grundkapital erhoht oder weitere Schuldverschreibungen
begibt oder garantiert und den Inhabern schon bestehender Options- oder Wand-
lungsrechte bzw. -pflichten hierbei kein Bezugsrecht eingerdumt wird. Die Anlei-
hebedingungen kénnen auch fir andere MalRnahmen der Gesellschaft, die zu
einer Verwasserung des Wertes der Options- bzw. Wandlungsrechte oder
-pflichten flihren kénnen, eine wertwahrende Anpassung des Options- bzw. Wand-
lungspreises vorsehen.

Die Anleihebedingungen kénnen das Recht der Gesellschaft vorsehen, im Falle
der Optionsausiibung bzw. der Wandlung keine oder nur teilweise Aktien zu
gewahren, sondern stattdessen einen Geldbetrag zu zahlen. Die Anleihebedingun-
gen konnen ferner der Gesellschaft das Recht einrdumen, den Glaubigern von
Schuldverschreibungen ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des félligen
Geldbetrags Aktien der Gesellschaft zu gewahren. Die Erflllung der Bezugs- bzw.
Wandlungsrechte der Inhaber von Schuldverschreibungen bzw. die Erfiillung von
Anspriichen nach erfolgter Pflichtwandlung oder Pflichtoptionsausiibung kann im
Ubrigen durch Hingabe von eigenen Aktien der Gesellschaft sowie durch Ausgabe
von neuen Aktien aus genehmigtem Kapital der Gesellschaft und/oder einem zu
einem spateren Zeitpunkt zu beschlieRenden bedingten Kapital und/oder geneh-
migten Kapital und/oder einer ordentlichen Kapitalerhéhung erfolgen.

Der Vorstand wird ermachtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die genaue Be-
rechnung des exakten Options- oder Wandlungspreises sowie die weiteren Einzel-
heiten der Ausgabe und Ausstattung der Schuldverschreibungen sowie die Anlei-
hebedingungen festzusetzen bzw. im Einvernehmen mit den Organen der die
Schuldverschreibungen jeweils begebenden Konzerngesellschaft festzulegen, ins-
besondere Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und Stickelung, Bezugs- bzw. Um-
tauschverhaltnis, Begriindung einer Wandlungs- bzw. Optionsaustbungspflicht,
Festlegung einer baren Zuzahlung, Ausgleich oder Zusammenlegung von Spitzen,
Barzahlung statt Lieferung von Aktien, Lieferung existierender statt Ausgabe neuer
Aktien sowie Options- bzw. Wandlungszeitraum.

Den Aktionaren ist grundsatzlich ein Bezugsrecht auf die Schuldverschreibungen
einzuraumen. Das Bezugsrecht kann auch in der Weise eingerdumt werden, dass




(b)

die Schuldverschreibungen von einem Kreditinstitut oder einem nach § 53 Abs. 1
Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz1 oder Abs. 7 KWG tatigen Unternehmen (Finan-
zinstitut) oder einem Konsortium solcher Kredit- bzw. Finanzinstitute mit der Ver-
pflichtung Gbernommen werden, sie den Aktionaren der Gesellschaft zum Bezug
anzubieten. Der Vorstand ist jedoch erméchtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats
das Bezugsrecht der Aktionare auszuschliel3en,

- soweit dies zum Ausgleich von Spitzenbetrdgen erforderlich ist, die sich
aufgrund des Bezugsverhaltnisses ergeben;

- sofern die Schuldverschreibungen gegen bar ausgegeben werden und der
Ausgabepreis flir eine Schuldverschreibung deren nach anerkannten
finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert nicht
wesentlich unterschreitet. Entsprechend § 186 Abs. 3 Satz4 AkiG darf
dabei die Summe der Aktien, die auf diese bezugsrechtsfrei begebenen
Schuldverschreibungen entfallen, 10% des Grundkapitals nicht Uberstei-
gen, und zwar weder im Zeitpunkt der Beschlussfassung uber diese Er-
machtigung noch im Zeitpunkt ihrer Ausnutzung. Sofern wahrend der Lauf-
zeit dieser Ermachtigung bis zu ihrer Ausnutzung von anderen Ermachti-
gungen zur Ausgabe oder zur Verauferung von Aktien der Gesellschaft
oder zur Ausgabe von Rechten, die den Bezug von Aktien der Gesellschaft
ermoglichen oder zu ihm verpflichten, Gebrauch gemacht und dabei das
Bezugsrecht gemalR oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausge-
schlossen wird, ist dies auf die vorstehend genannte 10%-Grenze anzu-
rechnen;

- um den Inhabern von Wandlungs-/Optionsrechten bzw. -pflichten auf Aktien
der Gesellschaft zum Ausgleich von Verwasserungen Bezugsrechte in dem
Umfang zu gewahren, wie sie ihnen nach Auslibung dieser Rechte zustln-
den;

- soweit Schuldverschreibungen gegen Sachleistung ausgegeben werden.

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu 619.054.179,84 Euro durch Aus-
gabe von bis zu 241.818.039 neuen, auf den Inhaber lautenden Stlickaktien mit
Gewinnberechtigung ab Beginn des Geschaftsjahres ihrer Ausgabe bedingt erhéht
(Bedingtes Kapital 2014).

Das Bedingte Kapital 2014 dient der Gewahrung von Bezugs- und/oder Wand-
lungsrechten an die Inhaber von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen,
die gemal der Ermachtigung der Hauptversammlung der Gesellschaft vom
4. September 2014 von der Gesellschaft oder einem Konzernunternehmen bege-
ben werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Mafigabe der vor-
stehend unter Tagesordnungspunkt 7 lit. a beschriebenen Erméachtigung jeweils
festzulegenden Options- bzw. Wandlungspreis.

Die bedingte Kapitalerh6hung ist nur insoweit durchzufiihren, wie die Inhaber bzw.
Glaubiger von Bezugs- bzw. Wandlungsrechten von diesen Rechten Gebrauch
machen oder die zur Wandlung verpflichteten Inhaber ihre Pflicht zur Wandlung
erfillen und soweit nicht ein Barausgleich gewahrt oder eigene Aktien oder aus
genehmigtem Kapital geschaffene Aktien zur Bedienung eingesetzt werden. Der
Vorstand wird ermachtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchfiihrung einer
bedingten Kapitalerhdhung festzusetzen.




Am Ende von § 5 der Satzung wird ein neuer Abs. 10 mit folgendem Wortlaut ein-
geflugt:

,Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu 619.054.179,84 Euro durch Aus-
gabe von bis zu 241.818.039 neuen, auf den Inhaber lautenden Stlickaktien mit
Gewinnberechtigung ab Beginn des Geschaftsjahres ihrer Ausgabe bedingt erhéht
(Bedingtes Kapital 2014).

Das Bedingte Kapital 2014 dient der Gewahrung von Bezugs- und/oder Wand-
lungsrechten an die Inhaber von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen,
die gemal der Ermachtigung der Hauptversammlung der Gesellschaft vom
4. September 2014 von der Gesellschaft oder einem Konzernunternehmen bege-
ben werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maligabe des im
Beschluss der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 4. September 2014 zu
Tagesordnungspunkt 7 lit. a jeweils festzulegenden Options- bzw. Wandlungspreis.

Die bedingte Kapitalerh6hung ist nur insoweit durchzufiihren, wie die Inhaber bzw.
Glaubiger von Bezugs- bzw. Wandlungsrechten von diesen Rechten Gebrauch
machen oder die zur Wandlung verpflichteten Inhaber ihre Pflicht zur Wandlung
erfillen und soweit nicht ein Barausgleich gewahrt oder eigene Aktien oder aus
genehmigtem Kapital geschaffene Aktien zur Bedienung eingesetzt werden. Der
Vorstand ist ermachtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchflihrung einer beding-
ten Kapitalerhdhung festzusetzen.”

Zustimmung zum Abschluss von Beherrschungs- und Gewinnabfiihrungs-
vertragen mit der IKB Beteiligungsgesellschaft 1 mbH, der IKB Beteiligungs-
gesellschaft 2 mbH, der IKB Beteiligungsgesellschaft 3 mbH, der IKB Betei-
ligungsgesellschaft 4 mbH und der IKB Beteiligungsgesellschaft 5 mbH

Die IKB Deutsche Industriebank Aktiengesellschaft hat als herrschendes Unternehmen
Beherrschungs- und Gewinnabfiihrungsvertrdge mit ihren 100%-igen Tochtergesellschaf-
ten IKB Beteiligungsgesellschaft 1 mbH, IKB Beteiligungsgesellschaft 2 mbH, IKB Beteili-
gungsgesellschaft 3 mbH, IKB Beteiligungsgesellschaft 4 mbH und IKB Beteiligungsge-
sellschaft 5 mbH als abhangigen Gesellschaften geschlossen. Diese Vertrage haben den
folgenden wesentlichen Inhalt:

Die jeweilige abhangige Gesellschaft unterstellt ihre Leitung dem herrschenden
Unternehmen. Das herrschende Unternehmen ist berechtigt, der Geschaftsflihrung
der jeweiligen abhangigen Gesellschaft hinsichtlich der Leitung der jeweiligen
abhangigen Gesellschaft Weisungen zu erteilen.

Die jeweilige abhangige Gesellschaft ist verpflichtet, ihren ganzen Gewinn ent-
sprechend § 301 AktG in seiner jeweils gliltigen Fassung vollstdndig an das herr-
schende Unternehmen abzufihren.

Die jeweilige abhangige Gesellschaft darf mit Zustimmung des herrschenden
Unternehmens Betrdge aus dem JahreslUberschuss nur insoweit in andere
Gewinnriicklagen einstellen, als dies handelsrechtlich zulassig und bei verninftiger
kaufmannischer Beurteilung wirtschaftlich begriindet ist. Wahrend der Dauer des
jeweiligen Vertrags gebildete andere Gewinnrlicklagen sind auf Verlangen des
herrschenden Unternehmens aufzuldsen und zum Ausgleich des Jahresfehlbe-
trags zu verwenden oder als Gewinn abzufiihren. Die Abflihrung von Betragen aus




der Auflésung von Kapitalriicklagen oder anderen Gewinnrlcklagen, die vor
Beginn des jeweiligen Vertrags gebildet worden sind, ist ausgeschlossen.

Das herrschende Unternehmen kann eine Vorababfiihrung von Gewinnen verlan-
gen, wenn und soweit dies gesetzlich zulassig ist.

Das herrschende Unternehmen ist gegeniber der jeweiligen abhangigen Gesell-
schaft zur Verlustibernahme entsprechend § 302 AktG in seiner jeweils glltigen
Fassung verpflichtet.

Die Anspriiche auf Abfiihrung des Gewinns bzw. auf Ausgleich des Jahresfehlbe-
trags entstehen zum Stichtag des Jahresabschlusses der jeweiligen abhangigen
Gesellschaft und werden zu diesem Zeitpunkt fallig. Sie sind ab diesem Zeitpunkt
mit 5% p.a. zu verzinsen.

Die Vertrdge werden mit der Eintragung ihres Bestehens in das Handelsregister
der jeweiligen abhangigen Gesellschaft wirksam. Sie gelten — mit Ausnahme des
Weisungsrechts des herrschenden Unternehmens — rickwirkend mit Beginn des
Geschéftsjahrs der jeweiligen abhangigen Gesellschaft, in dem die Eintragung im
Handelsregister erfolgt.

Vor Ablauf von finf Zeitjahren sind die Vertrage nicht ordentlich kiindbar. Die Kiin-
digungsfrist betragt drei Monate zum Ende des Geschéftsjahrs der jeweiligen
abhangigen Gesellschaft. Wenn die Vertrage nicht geklindigt werden, verlangern
sie sich bei gleicher Kiindigungsfrist jeweils um ein Kalenderjahr.

Jede Vertragspartei hat das Recht, den jeweiligen Vertrag aus wichtigem Grund
ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist auRerordentlich zu kiindigen. Ein wichtiger
Grund kann insbesondere in der Verauferung oder Einbringung der jeweiligen
abhangigen Gesellschaft durch das herrschende Unternehmen, der Verschmel-
zung, Spaltung oder Liquidation des herrschenden Unternehmens oder der jeweili-
gen abhangigen Gesellschaft gesehen werden.

Die Beherrschungs- und Gewinnabfiihrungsvertrdage werden nur mit Zustimmung der
Hauptversammlung wirksam (§ 293 Abs. 1 Satz 1 AktG).

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschlieRRen:

(a)

Dem Beherrschungs- und Gewinnabflihrungsvertrag vom 10. Juni 2014 zwischen
der IKB Deutsche Industriebank Aktiengesellschaft als herrschendem Unterneh-
men und der IKB Beteiligungsgesellschaft 1 mbH als abhangiger Gesellschaft wird
zugestimmt.

Dem Beherrschungs- und Gewinnabfihrungsvertrag vom 10. Juni 2014 zwischen
der IKB Deutsche Industriebank Aktiengesellschaft als herrschendem Unterneh-
men und der IKB Beteiligungsgesellschaft 2 mbH als abhangiger Gesellschaft wird
zugestimmt.

Dem Beherrschungs- und Gewinnabfiihrungsvertrag vom 10. Juni 2014 zwischen
der IKB Deutsche Industriebank Aktiengesellschaft als herrschendem Unterneh-
men und der IKB Beteiligungsgesellschaft 3 mbH als abhangiger Gesellschaft wird
zugestimmt.

Dem Beherrschungs- und Gewinnabflihrungsvertrag vom 10. Juni 2014 zwischen
der IKB Deutsche Industriebank Aktiengesellschaft als herrschendem Unterneh-
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men und der IKB Beteiligungsgesellschaft 4 mbH als abhangiger Gesellschaft wird
zugestimmt.

(e) Dem Beherrschungs- und Gewinnabfiihrungsvertrag vom 10. Juni 2014 zwischen
der IKB Deutsche Industriebank Aktiengesellschaft als herrschendem Unterneh-
men und der IKB Beteiligungsgesellschaft 5 mbH als abhangiger Gesellschaft wird
zugestimmt.

Von der Einberufung der Hauptversammlung an liegen folgende Unterlagen in den
Geschaftsraumen der Gesellschaft zur Einsicht der Aktiondre aus und sind Uberdies auf
der Internetseite der Gesellschaft unter

http://www.ikb.de/investor-relations/hauptversammlung
zuganglich:

- Beherrschungs- und Gewinnabfiihrungsvertrdage zwischen der IKB Deutsche
Industriebank Aktiengesellschaft als herrschendem Unternehmen und den abhéan-
gigen Gesellschaften

- Jahresabschlusse und Lageberichte der IKB Deutsche Industriebank Aktiengesell-
schaft fir die letzten drei Geschéftsjahre

- Jahresabschliisse der IKB Beteiligungsgesellschaft 4 mbH und der IKB Beteili-
gungsgesellschaft 5 mbH fir das jeweilige Rumpfgeschaftsjahr bis zum 31. Marz
2014

- Gemeinsame Berichte des Vorstands der IKB Deutsche Industriebank Aktienge-
sellschaft und der jeweiligen Geschéaftsfiihrung der abhangigen Gesellschaften
gemaf § 293a AktG

Auf Verlangen wird jedem Aktionar unverziiglich und kostenlos eine Abschrift erteilt. Die
Unterlagen werden auch in der Hauptversammlung ausliegen. Im Ubrigen existieren keine
Jahresabschliisse oder Lageberichte der abhangigen Gesellschaften, da diese Gesell-
schaften (mit zum Teil unterschiedlichen Geschéaftsjahren) erst im Jahr 2014 gegriindet
worden sind. Einer Prifung der Beherrschungs- und Gewinnabfliihrungsvertrdge durch
einen sachverstandigen Prifer (Vertragsprifer) bedurfte es nicht, weil alle Anteile der
abhangigen Gesellschaften sich unmittelbar in der Hand der herrschenden IKB Deutsche
Industriebank Aktiengesellschaft befinden (§ 293b AktG). Der Wortlaut der Beherrschungs-
und Gewinnabfiihrungsvertrage ist auch im Anhang dieser Einberufungsunterlage abge-
druckt.

Bericht des Vorstands zu Punkt 6 der Tagesordnung

Nachstehend erstattet der Vorstand gemal § 186 Abs. 4 Satz 2 in Verbindung mit § 203 Abs. 2
Satz 2 AktG Bericht Gber die Griinde, aus denen er bei einer Ausnutzung des Genehmigten Kapi-
tals 2014 in bestimmten Fallen ermachtigt sein soll, das Bezugsrecht der Aktionare auszuschlie-
Ren. Dieser Bericht liegt ab der Einberufung der Hauptversammlung in den Geschéaftsraumen der
Gesellschaft zur Einsicht der Aktiondre aus und ist Uberdies auf der Internetseite der Gesellschaft

http://www.ikb.de/investor-relations/hauptversammlung
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zuganglich. Auf Verlangen wird jedem Aktionar unverziglich und kostenlos eine Abschrift erteilt.
Der Bericht liegt daruber hinaus wahrend der Dauer der Hauptversammlung zur Einsichthahme
aus.

Erméchtigung des Vorstands

Im Interesse der Gesellschaft soll der Vorstand auch zukinftig in der Lage sein, mit Zustimmung
des Aufsichtsrats Geschaftschancen flexibel und liquiditdtsschonend zu nutzen und die Eigenkapi-
talbasis der Gesellschaft zu starken. Aus diesem Grund schlagen Vorstand und Aufsichtsrat der
Hauptversammlung vor, die Schaffung eines Genehmigten Kapitals 2014 in der Hohe von insge-
samt bis zu 250.732.700,16 Euro zu beschlieBen. Den Aktiondren ist bei der Ausnutzung des
Genehmigten Kapitals 2014 grundséatzlich ein Bezugsrecht einzurdumen. Der Vorstand soll jedoch
dazu erméachtigt werden, das Bezugsrecht in bestimmten, im Beschlussvorschlag einzeln benann-
ten Fallen mit Zustimmung des Aufsichtsrats auszuschlieRRen.

Ausgleich von Spitzenbetrdgen

Der Vorstand soll dazu ermachtigt werden, das Bezugsrecht fiir Spitzenbetrage auszuschlielen,
um im Hinblick auf den Betrag der jeweiligen Kapitalerhéhung ein praktikables Bezugsverhaltnis
darstellen zu kdnnen. Hierdurch wird die technische Durchfiihrung der Kapitalerhéhung erleichtert,
insbesondere bei einer Kapitalerhbhung um einen runden Betrag. Die als freie Spitzen durch den
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionare entstandenen neuen Aktien werden entweder durch
Verkauf Gber die Borse oder in sonstiger Weise bestmdglich fir die Gesellschaft verwertet. Da sich
ein etwaiger Ausschluss des Bezugsrechts hier nur auf Spitzenbetrage beschrankt, ist ein mogli-
cher Verwasserungseffekt gering.

Barkapitalerh6hung

Der Vorstand soll mit Zustimmung des Aufsichtsrats bei einer Kapitalerhbhung gegen Bareinlagen
zum Ausschluss des Bezugsrechts ermachtigt werden, wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien
den Borsenpreis der bereits vorhandenen Aktien nicht wesentlich unterschreitet. Hierdurch wird es
der Verwaltung ermoglicht, die neuen Aktien zeithah und zu einem bdrsenkursnahen Preis zu plat-
zieren, also ohne den bei Bezugsrechtsemissionen im Regelfall erforderlichen Abschlag. Auf diese
Weise kann ein hdherer Emissionserlds erzielt werden, was den Interessen der Gesellschaft dient.
Einem solchen Vorgehen steht nicht entgegen, dass die Gesellschaft zurzeit nicht bérsennotiert im
Sinne von § 3 Abs. 2 AktG ist. Im Einklang mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG setzt die Erméachtigung
zwar voraus, dass die Aktien der Gesellschaft einen Borsenpreis haben. Dazu miissen sie aber
nicht notwendig zum Handel im regulierten Markt zugelassen sein (§§ 32 ff. BorsG). Es genuigt
insoweit auch eine Einbeziehung in den Freiverkehr (§ 48 BorsG).

Dem Bediirfnis der Aktionare nach Schutz vor Verwasserung ihres Anteilsbesitzes wird durch eine
groRenmafige Beschrankung der Kapitalerhhung und durch den bdrsenkursnahen Ausgabepreis
der Aktien Rechnung getragen. Die vorgeschlagene Ermachtigung réumt dem Vorstand die Mog-
lichkeit eines Bezugsrechtsausschlusses nur ein, wenn die gemal § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG aus-
gegebenen Aktien weder im Zeitpunkt des Ausnutzens der Ermachtigung noch im Zeitpunkt der
Beschlussfassung lber diese Ermachtigung insgesamt 10% des Grundkapitals Uberschreiten. Auf
diese Begrenzung sind die VeraufRerung eigener Aktien und die Ausgabe von Aktien aus einem
anderen genehmigten Kapital anzurechnen, sofern sie wahrend der Laufzeit dieser Ermachtigung
unter Ausschluss des Bezugsrechts gemall § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfolgen. Darlber hinaus
sind auch diejenigen Aktien anzurechnen, die zur Bedienung von Genussscheinen und/oder
Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und/oder Optionsrechten bzw. einer Wandlungspflicht
ausgegeben werden bzw. auszugeben sind, sofern die Genussscheine und/oder Schuldverschrei-
bungen wahrend der Laufzeit dieser Ermachtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in entspre-
chender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. Hinzu kommt, dass den
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Aktionaren aufgrund des bdrsenkursnahen Ausgabepreises sowie der groRenmaRigen Beschran-
kung der bezugsrechtsfreien Kapitalerhéhung grundsatzlich die Méglichkeit offensteht, ihre Betei-
ligungsquoten durch den Zukauf von Aktien zu annahernd gleichen Bedingungen Uber die Borse
aufrechtzuerhalten.

Bedienung anderer Bezugsrechte

Weiter soll der Vorstand zum Ausschluss des Bezugsrechts ermachtigt werden, sofern ein solcher
Ausschluss erforderlich ist, um den Inhabern oder Glaubigern von Wandelschuldverschreibungen,
Wandelgenussscheinen oder Optionsscheinen (nachstehend: ,Schuldverschreibungen®) ein
Bezugsrecht auf neue Aktien einzurdumen. Der Ausschluss des Bezugsrechts soll die Inhaber von
Schuldverschreibungen so stellen, als hatten sie von ihren Rechten aus den Schuldverschreibun-
gen bereits Gebrauch gemacht und seien bereits Aktionare. Das dient der erleichterten Platzierung
der Schuldverschreibungen und damit den Interessen der Aktionare an einer optimalen Finanz-
struktur der Gesellschaft. Um die Schuldverschreibungen mit einem solchen Verwasserungsschutz
auszustatten, muss das Bezugsrecht der Aktionare auf diese Aktien ausgeschlossen werden.
Durch diesen Verwasserungsschutz wird verhindert, dass maoglicherweise der Options- bzw.
Wandlungspreis fir die bereits ausgegebenen Schuldverschreibungen ermagigt werden musste.
Dadurch wird insgesamt ein héherer Mittelzufluss sichergestellt.

Sachkapitalerh6hung

Nach der vorgeschlagenen Ermachtigung darf der Vorstand das Bezugsrecht schliellich in
bestimmten Féllen der Erhéhung des Grundkapitals gegen Sacheinlagen ausschlieRen. Damit
wird der Vorstand in die Lage versetzt, Aktien der Gesellschaft in geeigneten Einzelfallen zum
Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Unternehmensbeteiligungen einzusetzen. So
kann sich in Verhandlungen die Notwendigkeit ergeben, als Gegenleistung nicht Geld, sondern
Aktien anzubieten. Diese Mdglichkeit schafft damit einen Vorteil im Wettbewerb um interessante
Akquisitionsobjekte sowie den notwendigen Spielraum, sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb
von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Unternehmensbeteiligungen liquiditatsschonend zu
nutzen. Auch unter dem Gesichtspunkt einer optimalen Finanzierungsstruktur kann die Hingabe
von Aktien sinnvoll sein. Der Gesellschaft erwachst hierdurch kein Nachteil, denn die Emission von
Aktien gegen Sachleistung setzt voraus, dass der Wert der Sachleistung in einem angemessenen
Verhaltnis zum Wert der Aktien steht. Der Vorstand wird bei der Festlegung der Bewertungsrelati-
on sicherstellen, dass die Interessen der Gesellschaft und ihrer Aktionare angemessen gewahrt
bleiben und ein angemessener Ausgabebetrag fiir die neuen Aktien erzielt wird.

Konkrete Plane fir eine Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2014 bestehen derzeit nicht. Der
Vorstand wird in jedem Fall sorgféltig priifen, ob die Ausgabe neuer Aktien und ein etwaiger
Bezugsrechtsausschluss im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionare sind. Er wird der
Hauptversammlung Uber jede Ausnutzung der Ermachtigung sowie Uber die konkreten Griinde fiir
einen etwaigen Bezugsrechtsausschluss berichten. Fir alle hier vorgeschlagenen Falle des
Bezugsrechtsausschlusses ist die Zustimmung des Aufsichtsrats erforderlich.

Bericht des Vorstands zu Punkt 7 der Tagesordnung

Nachstehend erstattet der Vorstand gemal § 186 Abs. 4 Satz 2 in Verbindung mit § 221 Abs. 4
Satz 2 AktG Bericht Uber die Griinde, aus denen er im Falle der Ausgabe von Wandelschuldver-
schreibungen und/oder Optionsschuldverschreibungen bzw. von Kombinationen dieser Instrumen-
te (nachstehend gemeinsam: ,Schuldverschreibungen®) in bestimmten Fallen erméchtigt sein soll,
das Bezugsrecht der Aktiondre auszuschlieen. Dieser Bericht liegt ab der Einberufung der
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Hauptversammlung in den Geschaftsraumen der Gesellschaft zur Einsicht der Aktionare aus und
ist Uberdies auf der Internetseite der Gesellschaft unter

http://www.ikb.de/investor-relations/hauptversammlung

zuganglich. Auf Verlangen wird jedem Aktionar unverziglich und kostenlos eine Abschrift erteilt.
Der Bericht liegt dariber hinaus wahrend der Dauer der Hauptversammlung zur Einsichthahme
aus.

Erméchtigung des Vorstands

Eine angemessene Kapitalausstattung ist eine wesentliche Grundlage fir die Entwicklung des
Unternehmens. Durch die Ausgabe von Schuldverschreibungen kann die Gesellschaft je nach
Marktlage attraktive Finanzierungsmdoglichkeiten nutzen, etwa um dem Unternehmen zinsginstig
Fremdkapital zukommen zu lassen. Aus diesem Grund schlagen Vorstand und Aufsichtsrat der
Hauptversammlung vor, den Vorstand zur Ausgabe von Schuldverschreibungen gegen Barleistung
und/oder gegen Sachleistung zu ermachtigen und ein entsprechendes Bedingtes Kapital 2014 zu
schaffen.

Der anteilige Betrag am Grundkapital der je Teilschuldverschreibung zu beziehenden Aktien darf
héchstens dem Nennbetrag bzw. einem unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabebetrag der Teil-
schuldverschreibung entsprechen. Der Wandlungs- bzw. Optionspreis darf einen Mindestausgabe-
betrag nicht unterschreiten, dessen Errechnungsgrundlagen genau angegeben sind. Anknup-
fungspunkt fiir die Berechnung ist jeweils der Bérsenkurs der Aktie im zeitlichen Zusammenhang
mit der Platzierung der Schuldverschreibungen. Der Wandlungs- bzw. Optionspreis kann unbe-
schadet des § 9 Abs. 1 AktG aufgrund einer Verwasserungsschutz- bzw. Anpassungsklausel nach
naherer Bestimmung der der jeweiligen Schuldverschreibung zugrunde liegenden Bedingungen
wertwahrend angepasst werden, wenn die Gesellschaft bis zum Ablauf der Options- bzw. Wand-
lungsfrist unter Einrdumung eines Bezugsrechts an ihre Aktionare das Grundkapital erhdht oder
weitere Schuldverschreibungen begibt oder garantiert und den Inhabern schon bestehender Opti-
ons- oder Wandlungsrechte bzw. -pflichten hierbei kein Bezugsrecht eingeraumt wird. Die Anlei-
hebedingungen kdénnen auch fir andere MalRnahmen der Gesellschaft, die zu einer Verwasserung
des Wertes der Options- bzw. Wandlungsrechte oder -pflichten fihren kénnen, eine wertwahrende
Anpassung des Options- bzw. Wandlungspreises vorsehen.

Bei der Ausgabe von Schuldverschreibungen ist den Aktiondren grundsatzlich ein Bezugsrecht
einzurdumen. Der Vorstand soll jedoch dazu ermachtigt werden, das Bezugsrecht in bestimmten,
im Beschlussvorschlag einzeln benannten Fallen mit Zustimmung des Aufsichtsrats auszuschlie-
Ren.

Ausgleich von Spitzenbetrdgen

Der Vorstand soll dazu ermachtigt werden, das Bezugsrecht fir Spitzenbetrage auszuschlielen,
um ein praktikables Bezugsverhaltnis darstellen zu kénnen. Hierdurch wird die technische Durch-
fihrung der Ausgabe von Schuldverschreibungen erleichtert. Diejenigen Schuldverschreibungen,
die auf freie Spitzen entfallen, wiirden im Falle eines Bezugsrechtsausschlusses entweder durch
Verkauf Uber die Borse oder in sonstiger Weise bestmdglich fir die Gesellschaft verwertet. Da sich
ein etwaiger Ausschluss des Bezugsrechts hier nur auf Spitzenbetrage beschrankt, ist ein mogli-
cher Verwasserungseffekt gering.

Ausgabepreis nahe dem theoretischen Marktwert

Fir den Bezugsrechtsausschluss bei Ausgabe von Schuldverschreibungen gilt nach § 221 Abs. 4
Satz 2 AktG die Bestimmung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG sinngemaf. Die Platzierung von
Schuldverschreibungen gegen Barleistungen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionéare
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ermdglicht es der Gesellschaft, kurzfristig glinstige Kapitalmarktsituationen auszunutzen und so
einen deutlich héheren Mittelzufluss zu erzielen als im Fall der Ausgabe unter Wahrung des
Bezugsrechts. Bei Einrdumung eines Bezugsrechts ware die erfolgreiche Platzierung wegen der
Ungewissheit iber die Ausnutzung der Bezugsrechte gefahrdet bzw. mit zusatzlichem Aufwand
verbunden. Fir die Gesellschaft giinstige, mdglichst markinahe Konditionen kénnen nur festge-
setzt werden, wenn die Gesellschaft an diese nicht fiir einen zu langen Angebotszeitraum gebun-
den ist. Sonst ware ein nicht unerheblicher Sicherheitsabschlag erforderlich, um die Attraktivitat
der Konditionen und damit die Erfolgschancen der jeweiligen Emission fir den ganzen Angebots-
zeitraum sicherzustellen.

Die Interessen der Aktiondre werden dadurch gewahrt, dass die Schuldverschreibungen nicht
wesentlich unter dem theoretischen Marktwert ausgegeben werden. Dabei ist der theoretische
Marktwert anhand von anerkannten finanzmathematischen Methoden zu ermitteln. Der Vorstand
wird bei der Preisfestsetzung unter Berlcksichtigung der jeweiligen Situation am Kapitalmarkt den
Abschlag vom Boérsenkurs so gering wie moglich halten. Damit wird der rechnerische Marktwert
eines Bezugsrechts auf beinahe Null sinken, so dass den Aktionaren durch den Bezugsrechtsaus-
schluss kein nennenswerter wirtschaftlicher Nachteil entstehen kann.

Die Verwasserung des Einflusses der Aktionare wird gering gehalten, weil im vorliegenden Fall
auch das Volumen eines Bezugsrechtsausschlusses beschrankt ist. Entsprechend § 186 Abs. 3
Satz 4 AktG darf die Summe der Aktien, die auf die bezugsrechtsfrei ausgegebenen Schuldver-
schreibungen entfallen, weder im Zeitpunkt des Ausnutzens der Erméachtigung noch im Zeitpunkt
der Beschlussfassung Uber diese Ermachtigung 10% des jeweiligen Grundkapitals Ubersteigen.
Auf diese Begrenzung sind Aktien anzurechnen, die seit der Beschlussfassung der Hauptver-
sammlung Uber die Ermachtigung zur Begebung der Schuldverschreibungen bis zur Ausiibung
dieser Ermachtigung aus anderen Quellen in direkter oder entsprechender Anwendung von § 186
Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben oder verauRert werden. Des
Weiteren sind Rechte anzurechnen, die den Bezug von Aktien der Gesellschaft ermdglichen oder
zu ihm verpflichten und die seit der Beschlussfassung der Hauptversammlung Uber die Ermachti-
gung zur Begebung der Schuldverschreibungen bis zur Austibung dieser Ermachtigung in direkter
oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugs-
rechts ausgegeben werden.

Bedienung anderer Bezugsrechte

Der marktubliche Ausschluss des Bezugsrechts zugunsten der Inhaber bereits ausgegebener
Schuldverschreibungen hat den Vorteil, dass der Wandlungs- bzw. Optionspreis fir die bereits
ausgegebenen und regelmaflig mit einem Verwasserungsschutzmechanismus ausgestatteten
Schuldverschreibungen nicht ermafigt werden muss. Dadurch kénnen die Schuldverschreibungen
in mehreren Tranchen attraktiver platziert werden, und es wird insgesamt ein héherer Mittelzufluss
ermoglicht.

Ausgabe gegen Sachleistung

Das Bezugsrecht soll ferner ausgeschlossen werden konnen, um Schuldverschreibungen gegen
Sachleistung auszugeben. Dies erdffnet der Gesellschaft die Mdglichkeit, beim Erwerb von Ver-
mogensgegenstanden flexibel, schnell und zugleich liquiditdtsschonend zu handeln. Insbesondere
eroffnet dies die Mdglichkeit, Schuldverschreibungen in geeigneten Einzelfallen als Akquisitions-
wahrung einzusetzen, etwa im Zusammenhang mit Unternehmenszusammenschlissen, dem
Erwerb von Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen oder sonstigen Wirtschaftsgitern. Auch
kann sich in Verhandlungen die Notwendigkeit ergeben, die Gegenleistung ganz oder teilweise
nicht in Geld, sondern in anderer Form bereitzustellen. Die Mdglichkeit, Schuldverschreibungen
als Gegenleistung anzubieten, schafft damit einen Vorteil im Wettbewerb um interessante Akquisi-
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tionsobjekte und erweitert den Spielraum fir liquiditadtsschonende Zukaufe. Dies kann auch unter
dem Gesichtspunkt einer optimierten Finanzierungsstruktur sinnvoll sein. Der Vorstand wird in
jedem Fall sicherstellen, dass der Wert der Sachleistung in einem angemessenen Verhaltnis zu
dem Wert der Schuldverschreibungen steht.

Konkrete Plane flir eine Ausnutzung der Ermachtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen
bestehen derzeit nicht. Der Vorstand wird in jedem Fall sorgfaltig priifen, ob die Ausnutzung der
Ermachtigung und ein etwaiger Bezugsrechtsausschluss im Interesse der Gesellschaft und ihrer
Aktiondre sind. Er wird der Hauptversammlung Uber jede Ausnutzung der Ermachtigung sowie
Uber die konkreten Griinde fiir einen etwaigen Bezugsrechtsausschluss berichten. Fir alle hier
vorgeschlagenen Falle des Bezugsrechtsausschlusses ist die Zustimmung des Aufsichtsrats
erforderlich.

Teilnahme an der Hauptversammlung und Ausiibung des Stimmrechts

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausiibung des Stimmrechts sind nur diejenigen
Aktionare berechtigt, die sich vor der Hauptversammlung angemeldet haben (§ 14 Abs. 1 Satz 1
der Satzung). AuBerdem mussen die Aktionare ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptver-
sammlung nachweisen (§ 14 Abs. 2 Satz 1 der Satzung). Dazu ist ein Nachweis des Anteilsbesit-
zes auf den Beginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung (Donnerstag, 14. August 2014,
0.00 Uhr MESZ) durch das depotfiihrende Kreditinstitut oder Finanzdienstleistungsinstitut erforder-
lich (§ 14 Abs. 2 Satz 2 der Satzung). Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesitzes missen in
Textform in deutscher oder in englischer Sprache erfolgen (§ 14 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 2 der
Satzung). Sie missen der Gesellschaft spatestens sechs Tage vor der Hauptversammlung, also
bis Donnerstag, 28. August 2014, 24.00 Uhr MESZ, unter folgender Adresse zugehen:

IKB Deutsche Industriebank AG

c/o Haubrok Corporate Events GmbH
Landshuter Allee 10

D-80637 Munchen

Telefax: +49 (0)89/210 27 298
E-Mail: meldedaten@haubrok-ce.de

Im Verhaltnis zur Gesellschaft gilt fir die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Auslibung
des Stimmrechts nur derjenige als Aktionar, der den Nachweis fristgerecht erbracht hat (§ 123
Abs. 3 Satz 6 AktG). Die Gesellschaft kann daher solchen Aktionaren, die den Nachweis nicht
oder nicht fristgemal erbracht haben, die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausiibung
des Stimmrechts verweigern. Die Aktien werden nach erfolgter Anmeldung zur Hauptversammlung
nicht gesperrt, sondern bleiben frei verfiigbar. VerauRerungen nach dem Nachweisstichtag haben
keine Auswirkungen auf die Befugnis zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Austibung
des Stimmrechts. Personen, die zum Nachweisstichtag noch keine Aktien besitzen und erst
danach Aktionar werden, sind umgekehrt nicht teilnahme- und stimmberechtigt.

Nach Eingang des Nachweises ihres Anteilsbesitzes bei der Gesellschaft werden den Aktionaren
Eintrittskarten fir die Hauptversammlung Gbersandt. Um die Organisation der Hauptversammlung
zu erleichtern, bitten wir die Aktionare, fiir die Ubersendung des Nachweises ihres Anteilsbesitzes
an die Gesellschaft friihzeitig Sorge zu tragen.
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Stimmrechtsvertretung durch Bevollmachtigte

Aktionare, die an der Hauptversammlung nicht personlich teilnehmen wollen, kénnen ihr Stimm-
recht durch einen Bevollmachtigten ausiiben lassen. Auch im Fall einer Stimmrechtsvertretung
sind eine fristgerechte Anmeldung und ein fristgerechter Nachweis des Anteilsbesitzes — wie vor-
stehend ausgefiihrt — erforderlich. Ein Vollmachtsformular erhalten Aktiondre zusammen mit der
Eintrittskarte zur Hauptversammlung. Bitte beachten Sie, dass die Gesellschaft im Falle einer
Bevollmachtigung mehrerer Personen bzw. Institutionen berechtigt ist, eine oder mehrere von
diesen zuriickzuweisen (§ 134 Abs. 3 Satz 2 AktG).

Wenn nicht ein Kreditinstitut, eine Vereinigung von Aktiondren oder eine diesen gemalt § 135
Abs. 8 und 10 in Verbindung mit § 125 Abs. 5 AktG gleichgestellte Person bzw. Institution bevoll-
machtigt wird, bedirfen die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevoll-
machtigung gegenuber der Gesellschaft der Textform (§ 134 Abs. 3 Satz 3 AkiG, § 14 Abs. 3
Satz 2 der Satzung). Die Erteilung der Vollmacht und ihr etwaiger Widerruf kdnnen auf zwei unter-
schiedlichen Wegen erfolgen: Zum einen haben die Aktiondre die Mdglichkeit, Vollmacht an einen
Dritten durch Erklarung gegenulber der Gesellschaft in Textform zu erteilen bzw. zu widerrufen.
Eines gesonderten Nachweises der Bevollméachtigung bedarf es in diesem Fall nicht. Die Erkla-
rung ist an folgende Adresse zu richten:

IKB Deutsche Industriebank AG

c/o Haubrok Corporate Events GmbH
Landshuter Allee 10

D-80637 Munchen

Telefax: +49 (0)89/210 27 298
E-Mail: vollmacht@haubrok-ce.de

Zum anderen koénnen die Aktionare die Vollmacht durch Erklarung gegentber dem Bevollmachtig-
ten in Textform erteilen bzw. widerrufen. In diesem Fall bedarf es eines Nachweises der Bevoll-
machtigung gegeniiber der Gesellschaft in Textform. Zu diesem Zweck kann der Nachweis am Tag
der Hauptversammlung an der Eingangskontrolle vorgelegt werden. Alternativ kann er der Gesell-
schaft an die vorstehend genannte Adresse ibermittelt werden.

Soll ein Kreditinstitut, eine Aktionarsvereinigung oder eine diesen gemaf § 135 Abs. 8 und 10 in
Verbindung mit § 125 Abs. 5 AktG gleichgestellte Person bzw. Institution bevollméachtigt werden,
verlangt die zu bevollmachtigende Person bzw. Institution mdglicherweise eine besondere Form
der Vollmacht. Deshalb bitten wir darum, die erforderliche Form der Vollmacht rechtzeitig mit der
zu bevollmachtigenden Person bzw. Institution abzustimmen. Fir den Nachweis der Bevollmachti-
gung durch den Vertreter gilt in diesem Fall § 135 Abs. 5 Satz 4 AktG.

Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft

Zusatzlich bieten wir unseren Aktionaren an, von der Gesellschaft benannte, weisungsgebundene
Stimmrechtsvertreter bereits vor der Hauptversammlung zu bevollmachtigen. Aktionare, die diesen
Stimmrechtsvertretern eine Vollmacht erteilen mdéchten, missen sich ebenfalls — wie vorstehend
ausgefuhrt — zur Hauptversammlung anmelden und ihre Teilnahmeberechtigung nachweisen. Zur
Bevollmachtigung der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter und zur Erteilung von
Weisungen muissen die Aktiondre das entsprechende Vollmachtsformular verwenden, das sie
zusammen mit der Eintrittskarte zur Hauptversammlung erhalten. Um den rechtzeitigen Erhalt der
Eintrittskarte und des Vollmachtsformulars sicherzustellen, sollte die Bestellung méglichst friihzei-
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tig erfolgen. Die Erteilung der Vollmacht und der zugehdrigen Weisungen sowie ein etwaiger
Widerruf der Volimacht sind ausschlieBlich an folgende Adresse zu richten:

IKB Deutsche Industriebank AG

c/o Haubrok Corporate Events GmbH
Landshuter Allee 10

D-80637 Munchen

Telefax: +49 (0)89/210 27 298
E-Mail: vollmacht@haubrok-ce.de

Die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter werden ausschliellich gemafy den
Weisungen abstimmen, die sie von den Aktionaren erhalten haben. Ohne die Erteilung genauer
Weisungen ist die Vollmacht ungdltig. Zu Antrégen, die in der Hauptversammlung ohne vorherige
Ankiindigung gestellt werden, werden die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter
sich der Stimme enthalten. Bitte beachten Sie, dass die von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter keine Vollmachten und Auftrage zur Ausiibung des Frage- und Rederechts, zur
Stellung von Antragen oder zur Einlegung von Widerspriichen gegen Hauptversammlungsbe-
schlusse entgegennehmen.

Antrage auf Erganzung der Tagesordnung

Aktionare, deren Anteile zusammen mindestens 5% des Grundkapitals der Gesellschaft oder den
anteiligen Betrag von 500.000,00 Euro erreichen, kdnnen schriftlich unter Angabe des Zwecks und
der Griinde verlangen, dass Gegenstande auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht
werden (§ 122 Abs. 2 AktG). Ein Tagesordnungsergadnzungsverlangen ist an den Vorstand unter
folgender Adresse zu richten:

IKB Deutsche Industriebank AG

— Vorstand —

c/o Haubrok Corporate Events GmbH
Landshuter Allee 10

D-80637 Munchen

Es muss der Gesellschaft mit allen gesetzlich erforderlichen Angaben und Nachweisen mindes-
tens 24 Tage vor der Hauptversammlung, also bis Sonntag, 10. August 2014, 24.00 Uhr MESZ,
zugehen.

Gegenantrage und Wahlvorschlage

Gegenantrdge und Wahlvorschldge von Aktiondren zu Punkten der Tagesordnung im Sinne der
§§ 126, 127 AktG sind ausschlieBlich an folgende Adresse zu richten:

IKB Deutsche Industriebank AG

c/o Haubrok Corporate Events GmbH
Landshuter Allee 10

D-80637 Munchen
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Telefax: +49 (0)89/210 27 298
E-Mail: gegenantraege@haubrok-ce.de

Sie mussen unter dieser Adresse mindestens 14 Tage vor der Hauptversammlung eingehen, also
bis Mittwoch, 20. August 2014, 24.00 Uhr MESZ.

Dusseldorf, im Juli 2014
IKB Deutsche Industriebank Aktiengesellschaft

Der Vorstand
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Anhang zu Punkt 8 der Tagesordnung

Der Beherrschungs- und Gewinnabfiihrungsvertrag vom 10. Juni 2014 zwischen der IKB Deutsche
Industriebank Aktiengesellschaft als herrschendem Unternehmen und der IKB Beteiligungsgesell-
schaft 1 mbH als abhangiger Gesellschaft hat den folgenden Wortlaut:

,BEHERRSCHUNGS- UND GEWINNABFUHRUNGSVERTRAG

zwischen der

IKB Deutsche Industriebank AG,

Wilhelm-Botzkes-Str. 1

40474 Dusseldorf

HR B 1130

— nachfolgend ,Obergesellschaft® genannt —

und der

IKB Beteiligungsgesellschaft 1 mbH,

Wilhelm-Botzkes-Str. 1

40474 Dusseldorf

HR B 72158

— nachfolgend ,Untergesellschaft genannt —

§1

Leitung und Weisung
Die Untergesellschaft unterstellt sich der Leitung der Obergesellschaft.

Die Obergesellschaft ist berechtigt, der Geschaftsfihrung der Untergesellschaft
hinsichtlich der Leitung der Untergesellschaft Weisungen zu erteilen. Die Wei-
sungsbefugnis der Obergesellschaft kann allgemein oder auf den Einzelfall bezo-
gen erteilt werden. Eine Weisung, diesen Vertrag aufrechtzuerhalten, zu andern
oder zu beenden, darf nicht erteilt werden.

Die Untergesellschaft ist im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften verpflichtet, die
Weisungen der Obergesellschaft zu befolgen.

§2

Gewinnabfiihrung

Die Untergesellschaft verpflichtet sich, wahrend der Vertragsdauer ihren ganzen
Gewinn vollstdndig an die Obergesellschaft abzufiihren. Fir den Umfang der
Gewinnabfliihrung gilt, neben und vorrangig zu Absatz 2, § 301 AktG in seiner
jeweils geltenden Fassung.
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Die Untergesellschaft kann mit Zustimmung der Obergesellschaft Betrage aus dem
Jahrestiiberschuss nur insoweit in andere Gewinnriicklagen (§ 272 Abs. 3 HGB)
einstellen, als dies handelsrechtlich zuldssig und bei verniinftiger kaufmannischer
Beurteilung wirtschaftlich begriindet ist. Wahrend der Dauer dieses Vertrages
gebildete andere Gewinnriicklagen nach § 272 Abs. 3 HGB sind auf Verlangen der
Obergesellschaft aufzulésen und zum Ausgleich des Jahresfehlbetrags zu verwen-
den oder als Gewinn abzufiihren. Die Abflihrung von Betragen aus der Aufldsung
von Kapitalrticklagen oder anderen Gewinnriicklagen nach Satz 2, die vor Beginn
dieses Vertrags gebildet wurden, ist ausgeschlossen.

Die Obergesellschaft kann eine Vorababfiihrung von Gewinnen verlangen, wenn
und soweit dies gesetzlich zulassig ist.

§3

Verlustiibernahme

Fir die Verlustiibernahme gelten die Vorschriften des § 302 des Aktiengesetzes in
seiner jeweils gulltigen Fassung entsprechend.

§4
Falligkeit der Zahlungen

Der Anspruch auf Abfiihrung des Gewinns nach § 2 und der Anspruch auf Aus-
gleich des Jahresfehlbetrages nach § 3 entsteht zum Stichtag des Jahresab-
schlusses der Untergesellschaft und wird zu diesem Zeitpunkt fallig. Er ist ab die-
sem Zeitpunkt mit 5% p.a. zu verzinsen.

§5

Wirksamwerden und Vertragsdauer

Dieser Vertrag wird unter dem Vorbehalt der Zustimmung der Hauptversammlung
der Obergesellschaft und der Zustimmung der Gesellschafterversammlung der
Untergesellschaft abgeschlossen. Er wird wirksam mit Eintragung in das Handels-
register der Untergesellschaft. Dieser Vertrag sowie dessen Mindestlaufzeit, mit
Ausnahme des Weisungsrechts nach §1, gilt ruckwirkend mit Beginn des
Geschéftsjahres der Untergesellschaft, in dem die Eintragung im Handelsregister
erfolgt.

Der Vertrag ist auf unbestimmte Zeit geschlossen. Er ist jedoch nicht vor Ablauf
von funf Jahren (Zeitjahre) mit einer Kiindigungsfrist von 3 Monaten zum Ende des
Geschéftsjahres der Untergesellschaft (Mindestlaufzeit) schriftlich kindbar. Im
Anschluss an die Mindestlaufzeit verlangert sich der Vertrag um jeweils ein Kalen-
derjahr, soweit er nicht mit einer Kiindigungsfrist von 3 Monaten vor seinem Ablauf
von einer Partei schriftlich gekiindigt wird.

Das Recht zur Kiindigung des Vertrages aus wichtigem Grund ohne die Einhaltung
einer Kindigungsfrist bleibt unberthrt. Ein wichtiger Grund kann insbesondere in
der VerauBerung oder Einbringung der Untergesellschaft durch die Obergesell-
schaft, der Verschmelzung, Spaltung oder Liquidation der Obergesellschaft oder
der Untergesellschaft gesehen werden.
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§6

Schlussbestimmung
Dieser Vertrag unterliegt deutschem Recht.

Anderungen und Ergéanzungen dieses Vertrages bedirfen der Schriftform, soweit
nicht eine andere Form vorgeschrieben ist. Dies gilt auch fir diese Schriftform-
klausel.

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages vollstdndig oder teilweise unwirk-
sam oder undurchfiihrbar sein oder werden, wird dadurch die Wirksamkeit der
Ubrigen Bestimmungen dieses Vertrages nicht berthrt. Anstelle der unwirksamen
oder undurchfihrbaren Bestimmung soll eine solche andere Bestimmung gelten,
die wirksam bzw. durchfiihrbar ist und dem in rechtlich zulassiger Weise am nachs-
ten kommt, was die Parteien mit der unwirksamen oder undurchfiihrbaren Bestim-
mung wirtschaftlich bzw. rechtlich beabsichtigt haben oder beabsichtigt hatten,
wenn sie die Unwirksamkeit oder Undurchfiihrbarkeit bedacht hatten. Gleiches gilt
im Falle einer Lucke dieses Vertrages.”

Der Beherrschungs- und Gewinnabfiihrungsvertrag vom 10. Juni 2014 zwischen der IKB Deutsche
Industriebank Aktiengesellschaft als herrschendem Unternehmen und der IKB Beteiligungsgesell-
schaft 2 mbH als abhangiger Gesellschaft hat den folgenden Wortlaut:

,BEHERRSCHUNGS- UND GEWINNABFUHRUNGSVERTRAG

zwischen der

IKB Deutsche Industriebank AG,

Wilhelm-Botzkes-Str. 1

40474 Dusseldorf

HR B 1130

— nachfolgend ,Obergesellschaft® genannt —

und der

IKB Beteiligungsgesellschaft 2 mbH,

Wilhelm-Botzkes-Str. 1

40474 Dusseldorf

HR B 72182

(1)

— nachfolgend ,Untergesellschaft genannt —

§1

Leitung und Weisung

Die Untergesellschaft unterstellt sich der Leitung der Obergesellschaft.

22



Die Obergesellschaft ist berechtigt, der Geschaftsfihrung der Untergesellschaft
hinsichtlich der Leitung der Untergesellschaft Weisungen zu erteilen. Die Wei-
sungsbefugnis der Obergesellschaft kann allgemein oder auf den Einzelfall bezo-
gen erteilt werden. Eine Weisung, diesen Vertrag aufrechtzuerhalten, zu andern
oder zu beenden, darf nicht erteilt werden.

Die Untergesellschaft ist im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften verpflichtet, die
Weisungen der Obergesellschaft zu befolgen.

§2

Gewinnabfiihrung

Die Untergesellschaft verpflichtet sich, wahrend der Vertragsdauer ihren ganzen
Gewinn vollstdndig an die Obergesellschaft abzufiihren. Fir den Umfang der
Gewinnabfliihrung gilt, neben und vorrangig zu Absatz 2, § 301 AktG in seiner
jeweils geltenden Fassung.

Die Untergesellschaft kann mit Zustimmung der Obergesellschaft Betrage aus dem
Jahrestiiberschuss nur insoweit in andere Gewinnriicklagen (§ 272 Abs. 3 HGB)
einstellen, als dies handelsrechtlich zulassig und bei verninftiger kaufmannischer
Beurteilung wirtschaftlich begriindet ist. Wahrend der Dauer dieses Vertrages
gebildete andere Gewinnrlicklagen nach § 272 Abs. 3 HGB sind auf Verlangen der
Obergesellschaft aufzulésen und zum Ausgleich des Jahresfehlbetrags zu verwen-
den oder als Gewinn abzufiihren. Die Abflihrung von Betragen aus der Aufldsung
von Kapitalrticklagen oder anderen Gewinnriicklagen nach Satz 2, die vor Beginn
dieses Vertrags gebildet wurden, ist ausgeschlossen.

Die Obergesellschaft kann eine Vorababfiihrung von Gewinnen verlangen, wenn
und soweit dies gesetzlich zulassig ist.

§3

Verlustiibernahme

Fir die Verlustiibernahme gelten die Vorschriften des § 302 des Aktiengesetzes in
seiner jeweils gultigen Fassung entsprechend.

§4
Falligkeit der Zahlungen

Der Anspruch auf Abfiihrung des Gewinns nach § 2 und der Anspruch auf Aus-
gleich des Jahresfehlbetrages nach § 3 entsteht zum Stichtag des Jahresab-
schlusses der Untergesellschaft und wird zu diesem Zeitpunkt fallig. Er ist ab die-
sem Zeitpunkt mit 5% p.a. zu verzinsen.

§5

Wirksamwerden und Vertragsdauer

Dieser Vertrag wird unter dem Vorbehalt der Zustimmung der Hauptversammlung
der Obergesellschaft und der Zustimmung der Gesellschafterversammlung der
Untergesellschaft abgeschlossen. Er wird wirksam mit Eintragung in das Handels-
register der Untergesellschaft. Dieser Vertrag sowie dessen Mindestlaufzeit, mit
Ausnahme des Weisungsrechts nach §1, gilt rickwirkend mit Beginn des
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Geschéftsjahres der Untergesellschaft, in dem die Eintragung im Handelsregister
erfolgt.

(2) Der Vertrag ist auf unbestimmte Zeit geschlossen. Er ist jedoch nicht vor Ablauf
von funf Jahren (Zeitjahre) mit einer Kiindigungsfrist von 3 Monaten zum Ende des
Geschéftsjahres der Untergesellschaft (Mindestlaufzeit) schriftlich kindbar. Im
Anschluss an die Mindestlaufzeit verlangert sich der Vertrag um jeweils ein Kalen-
derjahr, soweit er nicht mit einer Kiindigungsfrist von 3 Monaten vor seinem Ablauf
von einer Partei schriftlich gekiindigt wird.

(3) Das Recht zur Kiindigung des Vertrages aus wichtigem Grund ohne die Einhaltung
einer Kindigungsfrist bleibt unberthrt. Ein wichtiger Grund kann insbesondere in
der VerauBerung oder Einbringung der Untergesellschaft durch die Obergesell-
schaft, der Verschmelzung, Spaltung oder Liquidation der Obergesellschaft oder
der Untergesellschaft gesehen werden.

§6

Schlussbestimmung
(1) Dieser Vertrag unterliegt deutschem Recht.

(2) Anderungen und Erganzungen dieses Vertrages bedirfen der Schriftform, soweit
nicht eine andere Form vorgeschrieben ist. Dies gilt auch fir diese Schriftform-
klausel.

(3) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages vollstandig oder teilweise unwirk-
sam oder undurchfiihrbar sein oder werden, wird dadurch die Wirksamkeit der
Ubrigen Bestimmungen dieses Vertrages nicht berthrt. Anstelle der unwirksamen
oder undurchfihrbaren Bestimmung soll eine solche andere Bestimmung gelten,
die wirksam bzw. durchfiihrbar ist und dem in rechtlich zulassiger Weise am nachs-
ten kommt, was die Parteien mit der unwirksamen oder undurchfiihrbaren Bestim-
mung wirtschaftlich bzw. rechtlich beabsichtigt haben oder beabsichtigt hatten,
wenn sie die Unwirksamkeit oder Undurchfiihrbarkeit bedacht hatten. Gleiches gilt
im Falle einer Licke dieses Vertrages.”

Der Beherrschungs- und Gewinnabfiihrungsvertrag vom 10. Juni 2014 zwischen der IKB Deutsche
Industriebank Aktiengesellschaft als herrschendem Unternehmen und der IKB Beteiligungsgesell-
schaft 3 mbH als abhangiger Gesellschaft hat den folgenden Wortlaut:

,BEHERRSCHUNGS- UND GEWINNABFUHRUNGSVERTRAG

zwischen der

IKB Deutsche Industriebank AG,
Wilhelm-Botzkes-Str. 1

40474 Disseldorf

HR B 1130

— nachfolgend ,,Obergesellschaft® genannt —
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und der

IKB Beteiligungsgesellschaft 3 mbH,

Wilhelm-Botzkes-Str. 1

40474 Dusseldorf

HR B 72175

— nachfolgend ,Untergesellschaft genannt —

§1

Leitung und Weisung
Die Untergesellschaft unterstellt sich der Leitung der Obergesellschaft.

Die Obergesellschaft ist berechtigt, der Geschaftsfihrung der Untergesellschaft
hinsichtlich der Leitung der Untergesellschaft Weisungen zu erteilen. Die Wei-
sungsbefugnis der Obergesellschaft kann allgemein oder auf den Einzelfall bezo-
gen erteilt werden. Eine Weisung, diesen Vertrag aufrechtzuerhalten, zu andern
oder zu beenden, darf nicht erteilt werden.

Die Untergesellschaft ist im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften verpflichtet, die
Weisungen der Obergesellschaft zu befolgen.

§2

Gewinnabfiihrung

Die Untergesellschaft verpflichtet sich, wahrend der Vertragsdauer ihren ganzen
Gewinn vollstdndig an die Obergesellschaft abzufiihren. Fir den Umfang der
Gewinnabfliihrung gilt, neben und vorrangig zu Absatz 2, § 301 AktG in seiner
jeweils geltenden Fassung.

Die Untergesellschaft kann mit Zustimmung der Obergesellschaft Betrage aus dem
Jahresliberschuss nur insoweit in andere Gewinnriicklagen (§ 272 Abs. 3 HGB)
einstellen, als dies handelsrechtlich zuldssig und bei verniinftiger kaufmannischer
Beurteilung wirtschaftlich begriindet ist. Wahrend der Dauer dieses Vertrages
gebildete andere Gewinnriicklagen nach § 272 Abs. 3 HGB sind auf Verlangen der
Obergesellschaft aufzuldsen und zum Ausgleich des Jahresfehlbetrags zu verwen-
den oder als Gewinn abzufiihren. Die Abflihrung von Betragen aus der Auflosung
von Kapitalrticklagen oder anderen Gewinnriicklagen nach Satz 2, die vor Beginn
dieses Vertrags gebildet wurden, ist ausgeschlossen.

Die Obergesellschaft kann eine Vorababfiihrung von Gewinnen verlangen, wenn
und soweit dies gesetzlich zulassig ist.

§3

Verlustiibernahme

Fir die Verlustiibernahme gelten die Vorschriften des § 302 des Aktiengesetzes in
seiner jeweils gultigen Fassung entsprechend.
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§4
Falligkeit der Zahlungen

Der Anspruch auf Abfiihrung des Gewinns nach § 2 und der Anspruch auf Aus-
gleich des Jahresfehlbetrages nach § 3 entsteht zum Stichtag des Jahresab-
schlusses der Untergesellschaft und wird zu diesem Zeitpunkt fallig. Er ist ab die-
sem Zeitpunkt mit 5% p.a. zu verzinsen.

§5

Wirksamwerden und Vertragsdauer

Dieser Vertrag wird unter dem Vorbehalt der Zustimmung der Hauptversammlung
der Obergesellschaft und der Zustimmung der Gesellschafterversammlung der
Untergesellschaft abgeschlossen. Er wird wirksam mit Eintragung in das Handels-
register der Untergesellschaft. Dieser Vertrag sowie dessen Mindestlaufzeit, mit
Ausnahme des Weisungsrechts nach §1, gilt rickwirkend mit Beginn des
Geschéftsjahres der Untergesellschaft, in dem die Eintragung im Handelsregister
erfolgt.

Der Vertrag ist auf unbestimmte Zeit geschlossen. Er ist jedoch nicht vor Ablauf
von funf Jahren (Zeitjahre) mit einer Kiindigungsfrist von 3 Monaten zum Ende des
Geschéftsjahres der Untergesellschaft (Mindestlaufzeit) schriftlich kindbar. Im
Anschluss an die Mindestlaufzeit verlangert sich der Vertrag um jeweils ein Kalen-
derjahr, soweit er nicht mit einer Kiindigungsfrist von 3 Monaten vor seinem Ablauf
von einer Partei schriftlich gekiindigt wird.

Das Recht zur Kiindigung des Vertrages aus wichtigem Grund ohne die Einhaltung
einer Kindigungsfrist bleibt unberthrt. Ein wichtiger Grund kann insbesondere in
der VerauBerung oder Einbringung der Untergesellschaft durch die Obergesell-
schaft, der Verschmelzung, Spaltung oder Liquidation der Obergesellschaft oder
der Untergesellschaft gesehen werden.

§6

Schlussbestimmung
Dieser Vertrag unterliegt deutschem Recht.

Anderungen und Ergéanzungen dieses Vertrages bedirfen der Schriftform, soweit
nicht eine andere Form vorgeschrieben ist. Dies gilt auch fir diese Schriftform-
klausel.

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages vollstdndig oder teilweise unwirk-
sam oder undurchfiihrbar sein oder werden, wird dadurch die Wirksamkeit der
Ubrigen Bestimmungen dieses Vertrages nicht berthrt. Anstelle der unwirksamen
oder undurchfihrbaren Bestimmung soll eine solche andere Bestimmung gelten,
die wirksam bzw. durchfiihrbar ist und dem in rechtlich zulassiger Weise am nachs-
ten kommt, was die Parteien mit der unwirksamen oder undurchfiihrbaren Bestim-
mung wirtschaftlich bzw. rechtlich beabsichtigt haben oder beabsichtigt hatten,
wenn sie die Unwirksamkeit oder Undurchfiihrbarkeit bedacht hatten. Gleiches gilt
im Falle einer Licke dieses Vertrages.”
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Der Beherrschungs- und Gewinnabfiihrungsvertrag vom 10. Juni 2014 zwischen der IKB Deutsche
Industriebank Aktiengesellschaft als herrschendem Unternehmen und der IKB Beteiligungsgesell-
schaft 4 mbH als abhangiger Gesellschaft hat den folgenden Wortlaut:

,BEHERRSCHUNGS- UND GEWINNABFUHRUNGSVERTRAG

zwischen der

IKB Deutsche Industriebank AG,

Wilhelm-Botzkes-Str. 1

40474 Dusseldorf

HR B 1130

— nachfolgend ,Obergesellschaft® genannt —

und der

IKB Beteiligungsgesellschaft 4 mbH,

Wilhelm-Botzkes-Str. 1

40474 Dusseldorf

HR B 72199

— nachfolgend ,Untergesellschaft® genannt —

§1

Leitung und Weisung
Die Untergesellschaft unterstellt sich der Leitung der Obergesellschaft.

Die Obergesellschaft ist berechtigt, der Geschaftsfihrung der Untergesellschaft
hinsichtlich der Leitung der Untergesellschaft Weisungen zu erteilen. Die Wei-
sungsbefugnis der Obergesellschaft kann allgemein oder auf den Einzelfall bezo-
gen erteilt werden. Eine Weisung, diesen Vertrag aufrechtzuerhalten, zu andern
oder zu beenden, darf nicht erteilt werden.

Die Untergesellschaft ist im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften verpflichtet, die
Weisungen der Obergesellschaft zu befolgen.

§2

Gewinnabfiihrung

Die Untergesellschaft verpflichtet sich, wahrend der Vertragsdauer ihren ganzen
Gewinn vollstdndig an die Obergesellschaft abzufiihren. Fir den Umfang der
Gewinnabfliihrung gilt, neben und vorrangig zu Absatz 2, § 301 AktG in seiner
jeweils geltenden Fassung.

Die Untergesellschaft kann mit Zustimmung der Obergesellschaft Betrage aus dem
Jahrestiiberschuss nur insoweit in andere Gewinnriicklagen (§ 272 Abs. 3 HGB)
einstellen, als dies handelsrechtlich zulassig und bei verninftiger kaufmannischer
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Beurteilung wirtschaftlich begriindet ist. Wahrend der Dauer dieses Vertrages
gebildete andere Gewinnriicklagen nach § 272 Abs. 3 HGB sind auf Verlangen der
Obergesellschaft aufzulésen und zum Ausgleich des Jahresfehlbetrags zu verwen-
den oder als Gewinn abzufiihren. Die Abflihrung von Betragen aus der Aufldsung
von Kapitalrticklagen oder anderen Gewinnriicklagen nach Satz 2, die vor Beginn
dieses Vertrags gebildet wurden, ist ausgeschlossen.

Die Obergesellschaft kann eine Vorababfiihrung von Gewinnen verlangen, wenn
und soweit dies gesetzlich zuldssig ist.

§3

Verlustiibernahme

Fir die Verlustiibernahme gelten die Vorschriften des § 302 des Aktiengesetzes in
seiner jeweils gultigen Fassung entsprechend.

§4
Falligkeit der Zahlungen

Der Anspruch auf Abfiihrung des Gewinns nach § 2 und der Anspruch auf Aus-
gleich des Jahresfehlbetrages nach § 3 entsteht zum Stichtag des Jahresab-
schlusses der Untergesellschaft und wird zu diesem Zeitpunkt fallig. Er ist ab die-
sem Zeitpunkt mit 5% p.a. zu verzinsen.

§5

Wirksamwerden und Vertragsdauer

Dieser Vertrag wird unter dem Vorbehalt der Zustimmung der Hauptversammlung
der Obergesellschaft und der Zustimmung der Gesellschafterversammlung der
Untergesellschaft abgeschlossen. Er wird wirksam mit Eintragung in das Handels-
register der Untergesellschaft. Dieser Vertrag sowie dessen Mindestlaufzeit, mit
Ausnahme des Weisungsrechts nach §1, gilt ruckwirkend mit Beginn des
Geschéftsjahres der Untergesellschaft, in dem die Eintragung im Handelsregister
erfolgt.

Der Vertrag ist auf unbestimmte Zeit geschlossen. Er ist jedoch nicht vor Ablauf
von funf Jahren (Zeitjahre) mit einer Kiindigungsfrist von 3 Monaten zum Ende des
Geschéftsjahres der Untergesellschaft (Mindestlaufzeit) schriftlich kindbar. Im
Anschluss an die Mindestlaufzeit verlangert sich der Vertrag um jeweils ein Kalen-
derjahr, soweit er nicht mit einer Kiindigungsfrist von 3 Monaten vor seinem Ablauf
von einer Partei schriftlich gekiindigt wird.

Das Recht zur Kiindigung des Vertrages aus wichtigem Grund ohne die Einhaltung
einer Kindigungsfrist bleibt unberthrt. Ein wichtiger Grund kann insbesondere in
der VerauBerung oder Einbringung der Untergesellschaft durch die Obergesell-
schaft, der Verschmelzung, Spaltung oder Liquidation der Obergesellschaft oder
der Untergesellschaft gesehen werden.

§6

Schlussbestimmung

Dieser Vertrag unterliegt deutschem Recht.
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Anderungen und Erganzungen dieses Vertrages bedirfen der Schriftform, soweit
nicht eine andere Form vorgeschrieben ist. Dies gilt auch fir diese Schriftform-
klausel.

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages vollstdndig oder teilweise unwirk-
sam oder undurchfiihrbar sein oder werden, wird dadurch die Wirksamkeit der
Ubrigen Bestimmungen dieses Vertrages nicht berthrt. Anstelle der unwirksamen
oder undurchfihrbaren Bestimmung soll eine solche andere Bestimmung gelten,
die wirksam bzw. durchfiihrbar ist und dem in rechtlich zulassiger Weise am nachs-
ten kommt, was die Parteien mit der unwirksamen oder undurchfiihrbaren Bestim-
mung wirtschaftlich bzw. rechtlich beabsichtigt haben oder beabsichtigt hatten,
wenn sie die Unwirksamkeit oder Undurchfiihrbarkeit bedacht hatten. Gleiches gilt
im Falle einer Licke dieses Vertrages.”

Der Beherrschungs- und Gewinnabfiihrungsvertrag vom 10. Juni 2014 zwischen der IKB Deutsche
Industriebank Aktiengesellschaft als herrschendem Unternehmen und der IKB Beteiligungsgesell-
schaft 5 mbH als abhangiger Gesellschaft hat den folgenden Wortlaut:

,BEHERRSCHUNGS- UND GEWINNABFUHRUNGSVERTRAG

zwischen der

IKB Deutsche Industriebank AG,

Wilhelm-Botzkes-Str. 1

40474 Dusseldorf

HR B 1130

— nachfolgend ,Obergesellschaft® genannt —

und der

IKB Beteiligungsgesellschaft 5 mbH,

Wilhelm-Botzkes-Str. 1

40474 Dusseldorf

HR B 72159

— nachfolgend ,Untergesellschaft® genannt —

§1

Leitung und Weisung
Die Untergesellschaft unterstellt sich der Leitung der Obergesellschaft.

Die Obergesellschaft ist berechtigt, der Geschaftsfihrung der Untergesellschaft
hinsichtlich der Leitung der Untergesellschaft Weisungen zu erteilen. Die Wei-
sungsbefugnis der Obergesellschaft kann allgemein oder auf den Einzelfall bezo-
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gen erteilt werden. Eine Weisung, diesen Vertrag aufrechtzuerhalten, zu andern
oder zu beenden, darf nicht erteilt werden.

Die Untergesellschaft ist im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften verpflichtet, die
Weisungen der Obergesellschaft zu befolgen.

§2

Gewinnabfiihrung

Die Untergesellschaft verpflichtet sich, wahrend der Vertragsdauer ihren ganzen
Gewinn vollstdndig an die Obergesellschaft abzufiihren. Fir den Umfang der
Gewinnabfliihrung gilt, neben und vorrangig zu Absatz 2, § 301 AktG in seiner
jeweils geltenden Fassung.

Die Untergesellschaft kann mit Zustimmung der Obergesellschaft Betrage aus dem
Jahrestiiberschuss nur insoweit in andere Gewinnriicklagen (§ 272 Abs. 3 HGB)
einstellen, als dies handelsrechtlich zuldssig und bei verniinftiger kaufmannischer
Beurteilung wirtschaftlich begriindet ist. Wahrend der Dauer dieses Vertrages
gebildete andere Gewinnrlicklagen nach § 272 Abs. 3 HGB sind auf Verlangen der
Obergesellschaft aufzulésen und zum Ausgleich des Jahresfehlbetrags zu verwen-
den oder als Gewinn abzufiihren. Die Abflihrung von Betragen aus der Aufldsung
von Kapitalrticklagen oder anderen Gewinnriicklagen nach Satz 2, die vor Beginn
dieses Vertrags gebildet wurden, ist ausgeschlossen.

Die Obergesellschaft kann eine Vorababfiihrung von Gewinnen verlangen, wenn
und soweit dies gesetzlich zulassig ist.

§3

Verlustiibernahme

Fir die Verlustiibernahme gelten die Vorschriften des § 302 des Aktiengesetzes in
seiner jeweils gultigen Fassung entsprechend.

§4
Falligkeit der Zahlungen

Der Anspruch auf Abfiihrung des Gewinns nach § 2 und der Anspruch auf Aus-
gleich des Jahresfehlbetrages nach § 3 entsteht zum Stichtag des Jahresab-
schlusses der Untergesellschaft und wird zu diesem Zeitpunkt fallig. Er ist ab die-
sem Zeitpunkt mit 5% p.a. zu verzinsen.

§5

Wirksamwerden und Vertragsdauer

Dieser Vertrag wird unter dem Vorbehalt der Zustimmung der Hauptversammlung
der Obergesellschaft und der Zustimmung der Gesellschafterversammlung der
Untergesellschaft abgeschlossen. Er wird wirksam mit Eintragung in das Handels-
register der Untergesellschaft. Dieser Vertrag sowie dessen Mindestlaufzeit, mit
Ausnahme des Weisungsrechts nach § 1, gilt rickwirkend mit Beginn des
Geschéftsjahres der Untergesellschaft, in dem die Eintragung im Handelsregister
erfolgt.
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Der Vertrag ist auf unbestimmte Zeit geschlossen. Er ist jedoch nicht vor Ablauf
von funf Jahren (Zeitjahre) mit einer Kiindigungsfrist von 3 Monaten zum Ende des
Geschéftsjahres der Untergesellschaft (Mindestlaufzeit) schriftlich kiindbar. Im
Anschluss an die Mindestlaufzeit verlangert sich der Vertrag um jeweils ein Kalen-
derjahr, soweit er nicht mit einer Kiindigungsfrist von 3 Monaten vor seinem Ablauf
von einer Partei schriftlich gekiindigt wird.

Das Recht zur Kiindigung des Vertrages aus wichtigem Grund ohne die Einhaltung
einer Kindigungsfrist bleibt unberthrt. Ein wichtiger Grund kann insbesondere in
der VerauBerung oder Einbringung der Untergesellschaft durch die Obergesell-
schaft, der Verschmelzung, Spaltung oder Liquidation der Obergesellschaft oder
der Untergesellschaft gesehen werden.

§6

Schlussbestimmung
Dieser Vertrag unterliegt deutschem Recht.

Anderungen und Ergéanzungen dieses Vertrages bedirfen der Schriftform, soweit
nicht eine andere Form vorgeschrieben ist. Dies gilt auch fir diese Schriftform-
klausel.

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages vollstdndig oder teilweise unwirk-
sam oder undurchfiihrbar sein oder werden, wird dadurch die Wirksamkeit der
Ubrigen Bestimmungen dieses Vertrages nicht berthrt. Anstelle der unwirksamen
oder undurchfihrbaren Bestimmung soll eine solche andere Bestimmung gelten,
die wirksam bzw. durchfiihrbar ist und dem in rechtlich zulassiger Weise am nachs-
ten kommt, was die Parteien mit der unwirksamen oder undurchfiihrbaren Bestim-
mung wirtschaftlich bzw. rechtlich beabsichtigt haben oder beabsichtigt hatten,
wenn sie die Unwirksamkeit oder Undurchfiihrbarkeit bedacht hatten. Gleiches gilt
im Falle einer Licke dieses Vertrages.*
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	/
	IKB Deutsche Industriebank Aktiengesellschaft
	Tagesordnung
	1 Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses, des gebilligten Konzernabschlusses und des zusammengefassten Lageberichts für die IKB Deutsche Industriebank Aktiengesellschaft und den Konzern für das Geschäftsjahr 2013/2014 sowie des Berichts des Aufsichtsrats
	2 Entlastung der Mitglieder des Vorstands
	3 Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats
	4 Wahl des Abschlussprüfers
	(a) die PricewaterhouseCoopers Aktiengesellschaft Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Düsseldorf, zum Abschlussprüfer und zum Konzernabschlussprüfer für das �Geschäftsjahr 2014/2015 zu wählen,
	(b) die PricewaterhouseCoopers Aktiengesellschaft Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Düsseldorf, zum Abschlussprüfer für eine etwaige prüferische Durchsicht oder eine etwaige Prüfung des Zwischenabschlusses bzw. Konzernzwischenabschlusses und des Zwischenlageberichts bzw. Konzernzwischenlageberichts für das erste Halbjahr des Geschäftsjahres 2014/2015 zu wählen,
	(c) die PricewaterhouseCoopers Aktiengesellschaft Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Düsseldorf, zum Abschlussprüfer für etwaige prüferische Durchsichten oder etwaige Prüfungen aller weiteren Zwischenabschlüsse bzw. Konzernzwischenabschlüsse und Zwischenlageberichte bzw. Konzernzwischenlageberichte, die vor der �ordentlichen Hauptversammlung des Jahres 2015 aufgestellt werden, zu wählen.

	5 Wahlen zum Aufsichtsrat
	(a) Herrn Stefan A. Baustert, Unternehmensberater, wohnhaft in Krefeld, dessen Amtszeit mit Ablauf dieser Hauptversammlung endet, für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2016/2017 beschließt, erneut in den Aufsichtsrat zu wählen,
	(b) Herrn Arndt G. Kirchhoff, Geschäftsführender Gesellschafter und CEO der KIRCHHOFF Holding GmbH & Co. KG, wohnhaft in Attendorn, dessen Amtszeit mit Ablauf dieser Hauptversammlung endet, für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2016/2017 beschließt, erneut in den Aufsichtsrat zu wählen,
	(c) Herrn Bruno Scherrer, Senior Advisor der Lone Star Funds, wohnhaft in London, Vereinigtes Königreich, dessen Amtszeit mit Ablauf dieser Hauptversammlung �endet, für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2016/2017 beschließt, erneut in den Aufsichtsrat zu wählen.

	6 Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2014 mit Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts sowie entsprechende Satzungsänderung
	(a) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 3. Sep�tember 2019 das Grundkapital der Gesellschaft durch ein- oder mehrmalige Ausgabe von neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen um insgesamt bis zu 250.732.700,16 Euro zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2014). Die Zahl der Aktien muss sich in demselben Verhältnis wie das Grundkapital erhöhen. Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen; das Bezugsrecht kann auch in der Weise eingeräumt werden, dass neue Aktien von einem Kreditinstitut oder einem nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tätigen Unternehmen (Finanzinstitut) oder einem Konsortium solcher Kredit- bzw. Finanzinstitute mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug anzubieten.
	 zum Ausgleich von Spitzenbeträgen;
	 bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabebetrag den Börsenpreis der bereits vorhandenen Aktien zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrags durch den Vorstand nicht wesentlich unterschreitet und der anteilige Betrag der unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien insgesamt 10% des Grundkapitals nicht überschreitet, und zwar weder im Zeitpunkt der Beschlussfassung über diese Ermächtigung noch im Zeitpunkt ihrer Ausnutzung. Sofern während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2014 bis zu seiner Ausnutzung von �anderen Ermächtigungen zur Ausgabe oder zur Veräußerung von Aktien der Gesellschaft oder zur Ausgabe von Rechten, die den Bezug von Aktien der Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten, Gebrauch gemacht und dabei das Bezugsrecht gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen wird, ist dies auf die vorstehend genannte �10%-Grenze anzurechnen;
	 soweit es erforderlich ist, um den Inhabern der von der IKB Deutsche �Industriebank Aktiengesellschaft oder ihren unmittelbaren oder mittelbaren 100%-igen Beteiligungsgesellschaften ausgegebenen oder künftig auszugebenden Wandelschuldverschreibungen, Wandelgenussscheinen oder Optionsscheinen ein Bezugsrecht auf neue Aktien einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung des Wandlungs- und Optionsrechts bzw. nach Erfüllung der Wandlungspflicht zustehen würde;
	 bei einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen zum Erwerb eines Unternehmens, von Teilen eines Unternehmens oder einer Beteiligung an einem Unternehmen.

	(b) Am Ende von § 5 der Satzung wird ein neuer Abs. 9 mit folgendem Wortlaut eingefügt:
	 zum Ausgleich von Spitzenbeträgen;
	 bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabebetrag den Börsenpreis der bereits vorhandenen Aktien zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrags durch den Vorstand nicht wesentlich unterschreitet und der anteilige Betrag der unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien insgesamt 10% des Grundkapitals nicht überschreitet, und zwar weder im Zeitpunkt der Beschlussfassung über diese Ermächtigung noch im Zeitpunkt ihrer Ausnutzung. Sofern während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2014 bis zu seiner Ausnutzung von �anderen Ermächtigungen zur Ausgabe oder zur Veräußerung von Aktien der Gesellschaft oder zur Ausgabe von Rechten, die den Bezug von Aktien der Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten, Gebrauch gemacht und dabei das Bezugsrecht gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen wird, ist dies auf die vorstehend genannte �10%-Grenze anzurechnen;
	 soweit es erforderlich ist, um den Inhabern der von der IKB Deutsche �Industriebank Aktiengesellschaft oder ihren unmittelbaren oder mittelbaren 100%-igen Beteiligungsgesellschaften ausgegebenen oder künftig auszugebenden Wandelschuldverschreibungen, Wandelgenussscheinen oder Optionsscheinen ein Bezugsrecht auf neue Aktien einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung des Wandlungs- und Optionsrechts bzw. nach Erfüllung der Wandlungspflicht zustehen würde;
	 bei einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen zum Erwerb eines Unternehmens, von Teilen eines Unternehmens oder einer Beteiligung an einem Unternehmen.


	7 Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und zum Ausschluss des Bezugsrechts sowie Schaffung eines �bedingten Kapitals mit entsprechender Satzungsänderung
	(a) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 3. September 2019 einmalig oder mehrmals, auch gleichzeitig in verschiedenen Tranchen auf den Inhaber lautende Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen bzw. Kombinationen dieser Instrumente (nachfolgend zusammenfassend: „Schuldverschreibungen“) im Gesamtnennbetrag von bis zu 2.500.000.000,00 Euro mit oder ohne Laufzeitbegrenzung zu begeben und den Inhabern von Schuldverschreibungen Options- oder Wandlungsrechte auf insgesamt bis zu 241.818.039 neue, auf den Inhaber lautenden Stückaktien mit einem anteiligen �Betrag am Grundkapital von bis zu 619.054.179,84 Euro nach näherer Maßgabe der jeweiligen Bedingungen der Schuldverschreibungen (nachfolgend: „Anleihebedingungen“) zu gewähren. Die jeweiligen Anleihebedingungen können auch Pflichtwandlungen zum Ende der Laufzeit oder zu anderen Zeitpunkten vorsehen, einschließlich der Verpflichtung zur Ausübung des Options- bzw. Wandlungsrechts. Die Schuldverschreibungen können gegen Barleistung und/oder gegen Sachleistung ausgegeben werden.
	 soweit dies zum Ausgleich von Spitzenbeträgen erforderlich ist, die sich aufgrund des Bezugsverhältnisses ergeben;
	 sofern die Schuldverschreibungen gegen bar ausgegeben werden und der Ausgabepreis für eine Schuldverschreibung deren nach anerkannten �finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert nicht wesentlich unterschreitet. Entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG darf �dabei die Summe der Aktien, die auf diese bezugsrechtsfrei begebenen Schuldverschreibungen entfallen, 10% des Grundkapitals nicht übersteigen, und zwar weder im Zeitpunkt der Beschlussfassung über diese Ermächtigung noch im Zeitpunkt ihrer Ausnutzung. Sofern während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zu ihrer Ausnutzung von anderen Ermächtigungen zur Ausgabe oder zur Veräußerung von Aktien der Gesellschaft oder zur Ausgabe von Rechten, die den Bezug von Aktien der Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten, Gebrauch gemacht und dabei das Bezugsrecht gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen wird, ist dies auf die vorstehend genannte 10%-Grenze anzurechnen;
	 um den Inhabern von Wandlungs-/Optionsrechten bzw. -pflichten auf Aktien der Gesellschaft zum Ausgleich von Verwässerungen Bezugsrechte in dem Umfang zu gewähren, wie sie ihnen nach Ausübung dieser Rechte zustünden;
	 soweit Schuldverschreibungen gegen Sachleistung ausgegeben werden.

	(b) Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu 619.054.179,84 Euro durch Ausgabe von bis zu 241.818.039 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien mit Gewinnberechtigung ab Beginn des Geschäftsjahres ihrer Ausgabe bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2014).
	(c) Am Ende von § 5 der Satzung wird ein neuer Abs. 10 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	8 Zustimmung zum Abschluss von Beherrschungs- und Gewinnabführungsverträgen mit der IKB Beteiligungsgesellschaft 1 mbH, der IKB Beteiligungsgesellschaft 2 mbH, der IKB Beteiligungsgesellschaft 3 mbH, der IKB Beteiligungsgesellschaft 4 mbH und der IKB Beteiligungsgesellschaft 5 mbH
	 Die jeweilige abhängige Gesellschaft unterstellt ihre Leitung dem herrschenden Unternehmen. Das herrschende Unternehmen ist berechtigt, der Geschäftsführung der jeweiligen abhängigen Gesellschaft hinsichtlich der Leitung der jeweiligen �abhängigen Gesellschaft Weisungen zu erteilen.
	 Die jeweilige abhängige Gesellschaft ist verpflichtet, ihren ganzen Gewinn entsprechend § 301 AktG in seiner jeweils gültigen Fassung vollständig an das herrschende Unternehmen abzuführen.
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